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I . 

Auftrag 

Die 24.  Landessynode hat  während ihrer  XI I I .  Tagung in der  69.  Sit zung am  27.  Novem-

ber 2013 den Bericht  des Diakonie-  und Arbeitsweltausschusses betr. Arbeitsschwer-

punkte  der  Ausschussarbeit  (Abschlussbericht  –  Aktenstück  Nr.  131)  zust imm end  zur  

Kenntnis  genomm en.  Mit  dem  Bericht  hat  der  Diakonie-  und  Arbeitsweltausschuss  der  

24.  Landessynode zum  Abschluss seiner  Tät igkeit  einen  Überblick  über  einzelne Arbeits-

auft räge gegeben und Them en benannt ,  die einer weiteren Beratung in der 25. Landes-

synode bedürfen (Aktenstück Nr. 131 der 24. Landessynode) .  Als ein Arbeitsschwerpunkt  

ist  der  Bereich „Eingliederungshilfe – I nklusion“  behandelt  worden. Der Diakonie-  und 

Arbeitsweltausschuss verweist  darauf, dass die 24. Landessynode im  Juni 2012 (anläss-

lich ihrer  X. Tagung)  bereit s beschlossen hat te,  eine Stelle zur  Vernetzung von I nklusi-

onsaufgaben in der Landeskirche zu errichten (Aktenstück Nr. 100)  und teilt  m it ,  dass 

diese Stelle zum  01. Novem ber 2013 im  Diakonischen Werk der Ev.- luth. Landeskirche 

Hannovers  e.V.  mit  Frau  Sabine  Het t inger  besetzt  worden  ist .  Er  stellt  fest :  „Nach  Ein-

arbeitung und Sichtung der bisherigen Ansätze für  inklusives Handeln im  Bereich der 

Landeskirche ist  es Aufgabe der Referent in Inklusion, binnen drei Jahren der Landes-

synode ein Handlungskonzept  Inklusion vorzulegen.“  (Aktenstück Nr. 131 der 24. Lan-

dessynode,  Nr.  I I  2.) .  Der  vor liegende Bericht  soll  über  den  Stand  der  bisherigen  Arbeit  

informieren und will die Rahm enbedingungen eines zu erstellenden Handlungskonzeptes 

aufzeigen. 

I I . 

Ausgangslage 

I nklusion als Aufgabe der  Kirche ist  auf  dem  Hintergrund von Inklusion als gesamtgesell-

schaft licher Aufgabe zu sehen. Am  26. März 2009 trat  die UN-Behindertenrechtskon-

vent ion (BRK) in Deutschland in Kraft . Damit  gelten die Best immungen des Übereinkom -

m ens ohne Einschränkung oder Ausnahm e für  alle Bereiche der Unterzeichnerstaaten und 

ihrer Bundesländer. Im  Zuge der Umsetzung der UN-BRK muss Inklusion  verpflichtend in 

allen gesellschaft lichen Bereichen und mithilfe von Maßnahmenplänen (=  Akt ionsplänen)  

um gesetzt  werden.1 Diese Aufgabe und Verpflichtung bet r ifft  Polit ik, Verwaltung und  

                                         
1 Artikel 4 (1) Die Vert ragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle Menschen m it  Behinderungen ohne jede Diskr im inierung aufgrund von Behinderung zu gewähr-
leisten und zu fördern. Zu diesem  Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten, 
a. alle geeigneten Gesetzgebungs- , Verwaltungs-  und sonst igen Maßnahm en zur Um setzung der in diesem  
Übereinkom m en anerkannten Rechte zu t reffen 
b. alle geeigneten Maßnahmen einschließlich geset zgeberischer Maßnahm en zur Änderung oder Aufhebung 
bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Prakt iken zu t reffen, die eine Diskr im inierung von 
Menschen m it  Behinderungen darstellen;  
c. den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen m it  Behinderungen in allen polit ischen 
Konzepten und allen Program men zu berücksicht igen;  
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Zivilgesellschaft  gleichermaßen. Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird Kirche als einer  von 

v ielen gesellschaft lichen Akteuren im  Prozess der Umsetzung von Inklusion wahrgenom -

m en.  Som it  wird  Kirche in  all  ihren  Erscheinungsform en  wie alle anderen  Akteure an  der  

UN-BRK und ihren Handlungsfeldern und am  Grad der Um setzung gem essen und nicht  an 

ihrer  subjekt iven Einschätzung oder Vorstellung von I nklusion.2   

Deshalb orient iert  sich dieser Bericht  in seiner  Systemat ik nicht  an kirchlichen Hand-

lungsfeldern, sondern folgt  in erster Linie der System at ik der UN-BRK und ihrer Hand-

lungsfelder.  Kirche muss sich bei der Um setzung von Inklusion also nicht  nur an ihrem  

eigenen Maßstab, der Einladung Got t es, die allen Menschen ohne Unterschied gilt ,  m es-

sen lassen, sondern auch am  Maßstab der UN-BRK.  

Der  inhalt liche  Bericht  besteht  aus  drei  Teilen:  I m  ersten  Teil  ( I I I .  1 .)  werden die m en-

schenrecht lichen Forderungen der UN-BRK dargestellt . Im zweiten Teil ( I I I . 2.)  werden 

die Rolle von Kirche bei der Um setzung von Inklusion und die Herausforderungen der UN-

BRK für Kirche beschrieben, die bisherige Arbeit  der Referent in für  Inklusion und das Pro-

jekt  „Gemeinde inklusiv“  skizziert  und Querschnit tsaufgaben für  die Um setzung von I n-

klusion in der Landeskirche benannt . Ein dr it ter  Teil ( I I I .  3.)  beschreibt  für  sechs wesent -

liche Um setzungsbereiche der UN-BRK exem plarisch, welche Um setzungsversuche es 

bereits gibt  und bilanziert  den weiteren Bedarf. Anschließend ( I V.)  werden Fragen für die 

Weiterarbeit  gestellt  und ein Vorschlag für  ein Handlungskonzept  für  die Landeskirche 

unterbreitet .   

I I I .  

Um setzung 

1 . I nklusion und UN-BRK  

Die  UN-BRK  ( im  Original:  Übereinkom m en  der  Vereinten  Nat ionen  über  die  Rechte  von  

Menschen mit  Behinderung)  form uliert  als ihr  Leitbild die Inklusion. I nklusion beschreibt  

eine Querschnit tsaufgabe, weil sie die Lebensrealität  aller Menschen in ihrer Unterschied-

lichkeit  bet rifft .  Nicht  Menschen mit  Behinderungen oder Menschen m it  anderen Merk-

m alen müssen sich anpassen, sondern Gesellschaft  und Systeme m üssen sich dahin-

gehend  verändern,  dass  Teilhabe  für  alle  m öglich  wird.  Auch  wenn  die  UN-BRK  die     
                                                                                                                               
d. Handlungen oder Prakt iken, die m it  diesem  Übereinkom m en unvereinbar sind, zu unter lassen und dafür zu 
sorgen, dass die staat lichen Behörden und öffent lichen Einr ichtungen im  Einklang m it  diesem  Übereinkom m en 
handeln;  
e. alle geeigneten Maßnahm en zur Beseit igung der Diskr im inierung aufgrund von Behinderung durch Personen, 
Organisat ionen oder pr ivate Unternehm en zu ergreifen;  [ …]  http://www.behindertenrechtskonvention.info/ 
2 Vgl.  Es  ist  normal,  verschieden  zu  sein.  Eine  Orient ierungshilfe  des  Rates  der  EKD.  Gütersloh  2014:   „Diese  
m enschenrecht lichen Vorgaben [ der UN-Konvent ion über d ie Rechte von Menschen m it  Behinde- rungen] , die 
für den Staat  echte Verpflichtungen bedeuten, sind als gesellschaft licher Auft rag auch für kirchliches Handeln 
bindend.“  (S. 17)  Es ist  eine „gesamtgesellschaft liche  Querschnit t saufgabe, die alle Gesellschafts-m itglieder 
angeht  ….“  (S.27)  „Auch die Kirche kann für  sich nicht  in Anspruch nehm en, einen Sonderraum  darzu- stellen, 
ihr  ist  aufgegeben, ihren spezif ischen Beit rag zur  Um setzung dieser Leitnorm  zu leisten.“  (S.76)  
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Rechte von Menschen mit  Behinderungen in den Vordergrund stellt , so soll sie sich doch 

als Teil der  allgem einen Menschenrechte verstanden werden und will Menschen mit      

Beeint rächt igungen als Teil der  m enschlichen Vielfalt  in den Blick nehm en.  

Über einen weiten oder engen I nklusionsbegr iff zu diskut ieren widerspricht  sowohl dem  

Begriff  an sich als auch der  Absicht  der  UN-BRK3.  Die UN-BRK rückt  die Rechte von Men-

schen m it  Behinderung deshalb besonders in den Vordergrund, weil diese im  Zuge der 

Um setzung der allgem einen Menschenrechte stark vernachlässigt  wurden. Wie alle ande-

ren Menschenrechte fußt  das Recht  auf I nklusion auf der universellen Menschenwürde:  

Die Menschenrechte gewährleisten den Schutz vor jeglicher Form  von Diskrim inierung, 

zum  Beispiel aufgrund einer Behinderung, der Hautfarbe, der Herkunft ,  der  Geschlechtsi-

dent ität  oder der sexuellen Orient ierung. Das Verbot  der Diskr im inierung bedeutet  aber 

nicht  pauschal,  dass alle ident isch behandelt  werden m üssen. Vielm ehr m üssen bei der 

Um setzung der Menschenrechte die jeweils spezif ischen und unterschiedlichen Ausgangs-

lagen berücksicht igt  werden.  Um  das Ziel von Inklusion zu erreichen,  dass alle Menschen 

frei und gleich und auf der Grundlage der eigenen Selbstbest immung ihr Leben m itein-

ander gestalten können, m üssen daher alle Barr ieren, die diesem  Ziel (noch)  im  Wege 

stehen, Schrit t  für  Schrit t  abgebaut  werden. Das gilt  für  bauliche Barr ieren genauso wie 

für  Barrieren in den Köpfen.  

Als Menschenrecht  ist  Inklusion Aufgabe für  alle Menschen, nicht  allein für  diejenigen, die 

ausgeschlossen sind. Denn Menschenrechte bauen darauf auf,  dass jeder Mensch den 

anderen als Gleichen respekt iert  und sich deshalb solidarisch für die Rechte der anderen 

einsetzt .  

Die Verpflichtung der UN-BRK findet  I hren Ausdruck in der Erarbeitung von Maßnahm en-

plänen. Damit  sind sogenannte Akt ionspläne zur Um setzung auf Bundesebene, Länder-

ebene und komm unaler  Ebene gemeint .  Monitoringausschüsse begleiten, überprüfen und 

dokum ent ieren den Stand der Um setzung. An der Erarbeitung und Um setzung sollen 

Menschen mit  Behinderungen auf allen Ebenen beteiligt  werden. Die UN-BRK m acht  deut-

lich:  Inklusion ist  ein Menschenrecht  und ein Rechtsanspruch. 

1.1  Inklusion als Prozess   

I nklusion beschreibt  einen Paradigm enwechsel:  System e und Organisat ionen stellen sich 

konsequent  auf Vielfalt  ein und beseit igen nach Möglichkeit  alle Barrieren für  Teilhabe. So 

verstanden ist  I nklusion nicht  nur ein kom plexer Veränderungsprozess, sondern ein 

Lernprozess für  jeden einzelnen und für  jede Organisat ion. I nklusion als gesellschaft liche 

                                         
3 vgl. Aktenstück der 24. Landessynode Nr. 100 – die Landessynode hat  hier sich bereit s für einen weiten Ink lu-
sionsbegrif f ausgesprochen. 
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Aufgabe und Herausforderung ist  nur  zu bewält igen, wenn sich unterschiedlichste       

Akteure vernetzen und bereit  sind, voneinander zu lernen.  

I nklusion  als Leit idee verdeut licht  den  Akteuren  im m er  wieder,  dass sie sich  als einzelne 

und als Gesellschaft  in einem  dauerhaften Lern-  und Veränderungsprozess Richtung   

I nklusion befinden. Gleichzeit ig gilt  es, diese Leit idee nicht  m it  der Wirklichkeit  bzw. dem 

aktuellen Umsetzungsstand von Inklusion zu verwechseln. Dam it  inklusive Veränderun-

gen nachhalt ig sind, er fordern sie Entwicklungsprozesse, die die Dim ensionen Kulturen, 

St rukturen und Prakt iken um fassen.  

Kulturelle Veränderungen beziehen sich auf Haltungsänderungen, z.B. auf eine Kultur  der 

Beteiligung und des wertschätzenden Um gangs m it  Unterschieden. Zu dieser Dim ension 

gehört ,  was die UN-BRK mit  Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung m eint .  Auch wenn 

Haltungsänderungen wesent lich für  I nklusion sind, m üssen sie mit  st rukturellen Verände-

rungen einhergehen, d.h. Inklusion erfordert  entsprechende Rahm enbedingungen, Unter-

stützungssysteme und personelle und finanzielle Ressourcen. Die UN-BRK spricht  hier  

von angem essenen Vorkehrungen und Maßnahm en zur Um setzung von I nklusion. Und 

schließlich erweist  sich Inklusion in konkreter allt äglicher Praxis, in der Gestaltung allt äg-

licher Abläufe, Angebote und Alltagsbeziehungen.  

 
1.2 UN-BRK und Akt ionspläne  

UN-BRK und Akt ionspläne sind aufs Engste miteinander verknüpft .   

„Ein Akt ionsplan ist  ein st rategisch ausgerichtetes Handlungsprogram m  des Staa-
tes oder eines anderen Verantwortungst rägers. Er enthält  eine Beschreibung der 
Problem e, die durch den Plan behoben werden sollen und  legt  konkrete Ziele so-
wie Maßnahm en fest , m it  denen diese Ziele erreicht  werden können. Darüber hin-
aus regelt  er  die koordinier te Ausführung, Evaluat ion und Fortentwicklung dieser 
Maßnahm en. Ein Akt ionsplan ist  das Ergebnis eines t ransparenten und part izipat i-
ven Arbeit sprozesses und ist  öffent lich zugänglich.“ 4  

Die Prozesse der Erarbeitung und Um setzung von Akt ionsplänen sind v ielerorts schon 

weit  gediehen:  Es  gibt  einen  Nat ionalen  Akt ionsplan  zur  UN-BRK,  wonach  alle  Bundes-

länder verpflichtet  sind, ihren eigenen Akt ionsplan zu entwickeln. In der ersten Stufe ist  

dies in der Regel ein Akt ionsplan der Landesregierung, in einer zweiten ein Landes-

akt ionsplan.  

Dies „bedeutet ,  dass auch die Kom munen, die Kirchen, die Unternehm ensverbände, die 

Gewerkschaften und die Medien akt iv beteiligt  werden sollen.“ 5  

I n m anchen Bundesländern ist  der  Landesakt ionsplan bereit s seit  Jahren in Kraft  und 

wird nach und nach um gesetzt ,  in anderen Bundesländern gibt  es noch keinen Akt ions-

                                         
4 http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/positionen_nr_2_aktionsplaene_zur_ umsetzung 

der_un_behindertenrechtskonvention_01.pdf,  1  
5 Unsere Gemeinde wird ink lusiv. Hrsg.:  Min ister ium  für Soziales, Arbeit , Gesundheit  und Demografie Rhein-
land-Pfalz. Mainz 2013, 5 https://mifkjf.rlp.de/fileadmin/mifkjf/Kinder/Leifaden_Inklusion.pdf 
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plan. In Niedersachen liegt  der Entwurf eines Landesakt ionsplans vor.  Von einer kon-

kreten Umsetzungsst rategie kann jedoch nicht  die Rede sein.  

I n einigen niedersächsischen Kom munen befinden sich die Akt ionspläne bereit s in der 

Um setzungsphase, teilweise ohne dass Kirchengemeinden oder Kirchenkreise sich beteili-

gen. Zivilgesellschaft ,  Polit ik  und Verwaltung sind gemeinsam  gefragt ,  die UN-BRK in 

ihrem  jeweiligen Zuständigkeit sbereich anzuwenden und um zusetzen. Bedauerlicherweise 

kom mt  es dabei  auch  zu  vielen  Verschiebeprozessen,  wie  wir  sie  bereits aus der  Um set -

zung von Inklusion im  Schulbereich kennen:  Inklusion wird zur  Farce, wo die Zivilgesell-

schaft  in die Pflicht  genom m en wird, die polit isch verantwort lichen Organe oder die m it  

der  Umsetzung beauft ragen Verwaltungsstellen allerdings nicht  die notwendigen Ent -

scheidungen t reffen oder Umsetzungen nicht  ausgeführt  werden. Oftm als werden auch 

„Sparzwänge“  als Begründung genannt .   

I n sämt lichen Akt ionsplänen auf allen Ebenen tauchen die sogenannten Handlungsfelder 

und damit  die Um setzungsbereiche der UN-BRK auf.  Meist  sind 10 bis 15 Felder benannt . 

1.3 Kirchliche Handlungsfelder  für  Inklusion 

Aus Gründen der Übersicht lichkeit  und einer notwendigen Beschränkung werden im  

Rahm en dieses Berichts in Abschnit t  I I I .3 die ursprünglich 15 Handlungsfelder der      

UN-BRK unter  sechs Handlungsfeldern zusammengefasst .  Sachlich lässt  sich dies dam it  

begründen, dass es zwischen den Umsetzungsbereichen diverse Überschneidungen gibt .  

So gelten z.B. die Regelungen zur Barr ierefreiheit  und Zugänglichkeit  natürlich auch   

bezogen auf alles, was zum  Feld Gesundheit ssorge und Rehabilit at ion  beschrieben ist  

und ebenso für  den Bildungsbereich usw. 

Als Handlungsfelder  benennen wir :   

· Bewusstseinsbildung und barrierefreie Öffent lichkeitsarbeit   
· Barr ierefreiheit  und Mobilit ät  
· Teilhabe an Bildung und lebenslanges Lernen 
· Teilhabe am  Arbeit sleben und Personalentwicklung 
· Teilhabe an Kultur-  und Freizeitangeboten 
· Gesellschaft liche und polit ische Teilhabe6 

 

2 . I nklusion a ls Aufgabe der Kirche  

 
Als Frage des Um gangs m it  Krankheit  und Lebenseinschränkungen im  Gegenüber zu  

einer  Gem einschaft  ist  I nklusion auch ein Thema in der  Bibel.  Bereits das Alte Testam ent  

kennt  und benennt  verschiedene Arten von körper lichen Einschränkungen (genannt  wer-

                                         
6 Im  Anhang 1 dieses Aktenstücks werden die sechs Handlungsfelder  kurz näher sk izziert .  
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den z.B. blinde, lahm e, stumm e und taube Menschen, aber auch Menschen m it  geist igen 

Behinderungen) .7 Die Deutungen sind dabei unterschiedlich und stehen einander zu-

weilen spannungsvoll gegenüber. Überwiegend werden Behinderungen j edoch als St rafe 

Gottes bet rachtet ,  die zum  Ausschluss von kult ischen Handlungen und auch aus der  

Gemeinschaft  führt .  

Die abnehmende Akzeptanz von Behinderungen und körperlichen Einschränkungen, je 

näher ein Mensch Gott  kom mt , wird im  Neuen Testament  neu gewendet .  Besonders in 

den Heilungsgeschichten Jesu wird erzählt , wie durch die (wieder- )hergestellte Got tes-

beziehung die körperliche Einschränkung des jeweiligen Menschen aufgehoben wird.   

Gegenüber der Auffassung, dass Behinderung ein Grund für  den Ausschluss von Gottes-

nähe sei, wird Gottesnähe hier der Grund für die Aufhebung der körperlichen Beeint räch-

t igung.  

Daher  kann  m an  sagen,  dass  die  Kirche  mit  dem  Leit them a  der  Inklusion  ein  eigenes  

Them a entdeckt .  Zwar wird I nklusion als Herausforderung von außen an die Kirchen  

herangetragen,8 doch ist  der  I nklusionsgedanke ein Kernanliegen des christ lichen 

Glaubens. Dieses Kernanliegen kann unter  drei Überschr iften genauer beschrieben wer-

den.  

Ebenbildlichkeit  

I n verschiedenen biblischen Geschichten wird erzählt ,  dass Jesus ausgegrenzten, aus-

geschlossenen Menschen Gem einschaft  gewährt  und sie in die gesellschaft liche Teilhabe 

zurückholt .  Grundlegend ist  dabei der Gedanke des Menschen als Ebenbild Got tes:  Nach 

1. Mose 1,27 sind alle Menschen als Ebenbild Gottes geschaffen, von Got t  gewollt  und 

geliebt .  Jeder Mensch ist  grundsätzlich von Gott  bejaht  und „bei seinem  Nam en gerufen“  

( vgl.  Jes 43,1) . 

Erlösung 

Allen Menschen gilt  das Heil,  das sich dem  Glauben in Jesu Handeln, in seinem  Tod und 

Auferstehen erschließt .  Daher r ichtet  sich die Hoffnung der Christ innen und Chr isten auf 

die Vollendung der  Schöpfung,  in  der  Got t  alles in  allem  sein wird (1.  Kor  15,28) .  Beson-

ders Paulus hebt  ausdrücklich hervor:  Das Heil wird im  Glauben wirk lich und gilt  für  alle,  

die „ in Chr istus sind“ ,  schon j etzt ,  denn:  „Hier  ist  nicht  Jude noch Grieche, hier  ist  nicht  

Sklave noch Freier ,  hier  ist  nicht  Mann noch Frau;  denn ihr  seid allesam t  einer  in Christus 

Jesus“  (Gal 3,28) .  

                                         
7 Vgl.  dazu  Oeming,  Manfred:  „Auge  wurde  ich  dem  Blinden,  und  Fuß dem  Lahmen  war  ich! “  (Hi  29,15) .  Zum  
theologischen Um gang m it  Behinderung im  Alten Testam ent . In:  Eur ich, Johannes/  Lob-Hüdepohl, Andreas 
(Hrsg.) :  Ink lusive Kirche. Stut tgar t  2011. 81- 100. Hier:  89. 
8 Vgl. Schweiker, Wolfhart :  Ink lusive Prax is als Herausforderung prakt isch- t heologischer Reflex ion und k irchli-
cher Handlungsfelder. In:  Eur ich/  Lob-Hüdepohl:  Inklusive Kirche.. 131- 145. Hier:  131. 
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Gemeinschaft  

Diese Wirklichkeit  des Heils und  die  Beziehung,  die  daraus entsteht ,  m acht  das Bild  von  

der  Gem einde  als  „Leib  Christ i“  (1.  Kor  12,  12-30)  deut lich:  Dieser  Leib  Christ i  bezieht  

alle  seine  Teile  in  ihrer  Unterschiedlichkeit  ein  und  r ichtet  sie  auf  das  Haupt  Jesus       

Chr istus aus. Ebenso sind die verschiedenen, individuellen Gaben durch den einen Geist  

m iteinander  verbunden,  da es Got t  ist ,  „der  da wirkt  alles in  allen“  (1  Kor  12,4) .  Aus der  

so begründeten Gem einschaft  folgt  die Aufforderung:  „Nehm t  einander an, wie Christus 

euch angenom m en hat .“  (Röm  15,7) .  

Kirche als Akteurin 

I st  Inklusion ein Kernanliegen des chr ist lichen Glaubens, dann ist  Kirche nicht  nur ge-

fragt ,  sondern auch aufgefordert ,  sich in das gesellschaft liche Them a Inklusion einzubr in-

gen. Sie tut  das m it  ihren Beit rägen und Erfahrungen zum  Thema Gemeinschaft  und 

Menschenbild.  

I m  derzeit igen Prozess der Inklusion handelt  Kirche als eine von vielen gesellschaft lichen 

Akteuren. I nnerhalb dieses Netzwerks ist  das Profil von Kirche klar zu benennen:  Kirche 

setzt  sich für  die Um setzung von Inklusion ein, weil sie am  chr ist lichen Menschenbild 

ausgerichtet  denkt  und handelt .  Dieses Menschenbild ist  auch in anderen Kontexten  

plausibel und bietet  Anschlussmöglichkeiten. 

Unter den Gedanken der Ebenbildlichkeit ,  Erlösung, Gemeinschaft  und dem  Bild vom  Leib 

Christ i  ist  Kirche zudem  imm er  schon  als corpus perm ixtum ,  als Leib,  der  sich  aus vielen  

unterschiedlichen Teilen zusamm ensetzt , beschrieben und gestaltet  worden. Als Leit -

gedanke kann dabei der Begr iff „Anerkennung“  genannt  werden. 

Gerade für  das gesellschaft liche Thema Inklusion kann Kirche ihre lange Erfahrung im  

Um gang mit  Verschiedenheit  stark m achen. Diese Erfahrung und auch das Wissen um  die 

Schwierigkeiten und Ambivalenzen sind besonders einzubringen in der Diskussion um  

den im mer wieder krit isierten „Fürsorgem odus“ , m it  dem  in der Neuzeit  zunehm end   

Begriffe wie „Hierarchie“  und „Paternalismus“  verbunden werden und der verstärkt  in 

Widerspruch zur Autonom ie und Selbstbest immung von Menschen gesehen wird.  

Konkret  bedeutet  dies auch, auf den Erfahrungshorizont  von kirchlicher Arbeit  m it      

Menschen m it  Behinderungen zu verweisen und konst rukt iv darauf zurück zu greifen.  

I nklusion stellt  damit  auch eine Herausforderung für  Kirche dar:  einerseits mit  den     

bereit s vorhandenen Erfahrungen nicht  zurückhaltend zu sein und sich andererseit s als 

Lernende und als eine von vielen Akteuren in den gesellschaft lichen Veränderungsprozess 

einzubringen. So wie die UN-BRK für  alle Teile eines Staates und Bundeslandes gilt  und 

nur gemeinsam  von Polit ik ,  Verwaltung und Ziv ilgesellschaft  realisiert  werden kann, so 
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bet rifft  I nklusion alle Ebenen und Bereiche von Kirche. I nklusion braucht  Stellung-

nahm en,  Posit ionspapiere  und  Init iat iven.  Aber  vor  allem  zeigt  sich  Inklusion  in  der  Art  

und Weise, wie Menschen beteiligt  und in ihrer  Unterschiedlichkeit  respekt iert  werden. 

I nklusion  bedeutet ,  Kirche als System  auf  allen  Ebenen  so  zu  gestalten,  dass es allen  in  

ihrer Unterschiedlichkeit  gerecht  wird. Hier geht  es um  einen Balanceakt  zwischen dem  

Respekt  vor  unterschiedlichen bzw. besonderen Bedürfnissen auf der einen und gleich-

berecht igter Teilhabe auf der anderen Seite. Das bedeutet  z.B., dass sich Angebote der 

Sonderseelsorge und inklusive Angebote ergänzen.9 

 

2. 1 Referent in für  Inklusion in der Landeskirche  
 

Am  01.11.2013  wurde in  der  Landeskirche Hannovers für  den  Zeit raum  von  fünf  Jahren  

eine Referent in für  das Thema Inklusion in Kirchengemeinden und Kirchenkreisen ein-

gestellt .  Ziel  dieser  Stelle ist  es,  ein  Handlungskonzept  I nklusion  für  die Landeskirche zu  

erstellen, das die Herausforderungen und Aufgaben im  Blick auf I nklusion in der Landes-

kirche beschreibt .  Einladungen zu I m pulsvort rägen ließen nach dem  Stellenant rit t  nicht  

lange auf sich warten und die Vernetzung m it  unterschiedlichen Akteuren für  I nklusion 

und mit  Mult iplikatoren der Landeskirche erfolgte zügig.   

Durch die Begegnungen vor Ort ,  Beratungen und durch telefonische Anfragen zeigt  sich 

die Bandbreite der Bedarfe in der Landeskirche im  Blick auf Inklusion:   

· grundlegende Fragen zu I nklusion und ihrer  Realisierung 

· Fragen zur Barr ierefreiheit  in kirchlichen Gebäuden 

· Fragen zur barrierefreien Veranstaltungsplanung   

· Suche nach barrierefreien Freizeithäusern 

· Fragen zur Finanzierung und Regelung von Assistenz für  Freizeiten 

· Fragen zur Nutzung und Übersetzung in Leichte Sprache oder Einfache Sprache 

· Fragen nach Fördermit teln und Finanzierungsm öglichkeiten 

Anhand der Anfragen werden neben Finanzierungsbedarfen auch st rukturelle Hürden und 

Veränderungsbedarfe deut lich. 

Mit  der  Stellenausschreibung  war  bereit s  das  Ziel  form uliert  worden,  binnen  drei  Jahren  

den Bedarf im  Blick auf I nklusion in der Landeskirche zu erheben und ein Handlungs-

konzept  zu entwickeln. Um  jenseit s der Anfragen und punktuellen Beratung die Bedarfe 

vor  Ort  deut licher wahrnehmen zu können, wurde die Methode der form at iven Evaluat ion 

gewählt ,  d.h. innerhalb eines Projektzeit raum es Begleitprozesse vor Ort  anzubieten und 

die dabei sichtbar werdenden Bedarfe zeitgleich zu dokum ent ieren. Dies er forderte eine 

Projektausschreibung und ein dam it  verbundenes zeit lich befristetes Angebot  der Bera-

tung und Begleitung für  Kirchengem einden. Für dieses Projekt  wurden in Kooperat ion m it  

                                         
9 Vgl. Stellungnahm e der Konferenz der Beauft ragten der Landeskirchen für Blinden-  und Sehbehindertenseel-
sorge im  Februar 2016:  https://www.kom-in.de/92/stellungnahme-auf-dem-weg-zur-inklusiven-kirche 
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der Montag St iftung, die seit  Jahren Prozessbegleit er und damit  Mult iplikatoren für inklu-

sive Prozesse in Bonn und Köln qualif iziert .   

Beispiel:  Eine Teilnehm erin der Weiterbildung „ I nklusive Prozesse begleiten“ , da-
m als Kirchenkreisjugendwart in,  heute in der Flücht lingshilfe tät ig,  m eldete zurück:  
„Durch die Auseinandersetzung mit  I nklusion und inklusiven Prozessen in der Fort-
bildung habe ich verstanden, dass Kirche und Diakonie unt rennbar zusam m engehö-
ren:  Missionarische und diakonische Kirche lassen sich nicht  auseinanderdividieren, 
denn bei I nklusion wird deut lich, dass einladende Botschaft  und inklusive Praxis 
zwei Seit en einer Medaille sind“ . 

Aufgrund landeskirchlicher Honorarvorgaben konnten die qualifizierten Prozessbegleiter  

allerdings nicht  eingesetzt  werden,  so dass die Referent in für  Inklusion derzeit  alleine die 

Projektgemeinden begleitet  und berät . 

 

2.2 Projekt  Gem einde inklusiv 

Das  Projekt  „Gemeinde  inklusiv“  wurde  m it  der  Mit teilung  G 15/ 2015  und  dem  I nfoflyer  

zum  Projekt  im  April 2015 vorgestellt  und Kirchengem einden eine Teilnahm em öglichkeit  

eröffnet .  Sechs Kirchengem einden wurden mit  ihren inklusiven Veränderungsvorhaben 

ausgewählt  und befinden sich in einem begleiteten Veränderungsprozess, der im  Spät -

som m er 2017 seinen Abschluss f inden soll.  Die Projekt team s und Steuergruppen vor Ort  

werden durch die Prozessbegleitung bei ihrem  inklusiven Veränderungsvorhaben unter-

stützt  (acht  bis neun Termine pro Gem einde in zwei Jahren)  und können parallel noch 

verschiedene Qualif izierungsangebote in Anspruch nehm en, die zu den Bedarfen in den 

Kirchengemeinden passen. Durch den intensiven Einblick in sechs sehr unterschiedliche 

inklusive Veränderungsprozesse wird zunehm end deut lich, was inklusive Veränderungs-

prozesse in Kirchengemeinden charakterisiert  und was sie brauchen, um  nachhalt ig zu 

sein. Them atisch werden z.B. bearbeitet :  

· Vernetzung  im  Sozialraum  bzw.  in  der  Kom mune   und  m it  diakonischen  Einr ich-

tungen  

· Got tesdienste einladend für alle gestalten  

· Wahrnehm ung der Vielfalt  und Vernetzung in der eigenen Gem einde  

· zugängliche und barrierefreie Um gestaltung des Gemeindezentrum s  (vgl.  die An-

lage zu diesem  Bericht :  Aufstellung der sechs Projektstandorte m it  den Them en)  

Das Projekt  „Gem einde inklusiv“  wird Ende 2017 m it  einer Auswertung darüber enden, 

welche Erfahrungen für  andere Kirchengem einden relevant  und übert ragbar sind und wie 

diese Erfahrungen für  andere zugänglich gem acht  werden können. 

 

2.3 Querschnit t saufgaben I nklusion in der Landeskirche 

Jenseit s der konkreten Handlungsfelder (vgl.  I I I .1.3)  und Um setzungsbereiche von     

I nklusion und jenseit s der Bandbreite an konkreten Anfragen, die an die Referent in für  
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I nklusion in der Landeskirche Hannovers herangetragen werden, lassen sich Quer-

schnit t saufgaben und –bedarfe ident ifizieren, die handlungsfeldübergreifend auftreten 

und im  Zuge einer um fassenden und nachhalt igen Umsetzung von Inklusion in der Lan-

deskirche berücksicht igt  werden m üssen. 

2.3.1 Bewusstseinsbildung fördern 

Wer konkrete Veränderungen Richtung I nklusion voranbringen will und m öchte, dass  

landeskirchliche Akteure auf allen k irchlichen Ebenen Engagem ent ,  Zeit  und Geld für   

inklusive Prozesse invest ieren, muss zuerst  ein Bewusstsein für die Notwendigkeit  dieser 

Maßnahm en schaffen. Dieses Bewusstsein entsteht  in der Regel noch nicht  durch bloße 

I nform at ion, sondern erfordert  m ethodische I mpulse, die zum  Umdenken und zur Sen-

sibilisierung anregen. Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung ist  in allen Bereichen und 

auf allen Ebenen die Voraussetzung für  alle weiteren Schrit te Richtung I nklusion.  

2.3.2 Beratung anbieten 

Wie bereit s unter 2.1 angedeutet ,  gab und gibt  es einen großen Beratungs-  und Inform a-

t ionsbedarf,  der  dam it  zusamm enhängt ,  dass  die  Umsetzung  von  Inklusion  eine  kom -

plexe handlungsfeldübergreifende Herausforderung ist  und Fragen, Unsicherheiten und 

Hindernisse  sowohl  bei  Pr ivatpersonen  als  auch  bei  kirchlichen  Mitarbeitern  aufwirft .  Für  

diese Fragen und Problem stellungen braucht  es Ansprechpartner.   

Die Bandbreite der Beratungsanliegen ist  groß:     

· For t -  und Weiterbildungen zu I nklusion 

· Förderm it tel für  Assistenz, für  inklusive Freizeiten, für  Fortbildungen 

· Gestaltung und Förderung barr ierefreier Umbauten 

· Gestaltung und Steuerung eines inklusiven Prozesses  

· Beratung und Stellungnahm en bei Förderant rägen (z.B. Akt ion Mensch)  

· Beratung bei der Entwicklung inklusiver  Angebote ( z.B. Veranstaltungen)  

· Beratung bei der Suche nach Referenten zu I nklusion  

Die Unterschiedlichkeit  der  Anfragen benöt igt  unterschiedliche Ansprechpartner und da-

m it  ein Netzwerk von Fachleuten. In seltenen Fällen geht  es auch um  Beschwerdem a-

nagement .  Von Beeint rächt igung bet roffene Personen und/ oder ihre Angehörigen kennen 

ihre Rechte im  Blick auf gleichberecht igte Teilhabe in der Regel sehr gut  und haben hohe 

Erwartungen an die kirchliche Praxis.  Oft  reicht  eine einfache Antwort  nicht  aus. I n sol-

chen Fällen müssen Handreichungen zu einem  Themenkom plex bereitgestellt  werden.   

2.3.3 Vernetzung fördern  

Vernetzung und Kooperat ion sind unverzichtbar,  wenn es darum  geht ,  die Zugänglichkeit  

von Diensten und Angeboten für  Menschen in ihrer  Unterschiedlichkeit  zu erm öglichen. 
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Nur wenn alle Akteure bereit  sind, in ihrer  Unterschiedlichkeit  voneinander zu lernen, 

kann I nklusion in allen gesellschaft lichen Bereichen Wirklichkeit  werden. Deshalb ist  Ver-

netzung kein Luxus, sondern Standard für  I nklusion.  

Beispiel:  Im  Kirchenkreis Wunstorf und im  Sprengel Osnabrück gibt  es eine AG I n-
k lusion. Hier  t reffen sich ehrenamt liche und hauptam tliche Akteure für  Inklusion 
aus verschiedensten Bereichen der Kirche (z.B. Schule, Gem einde, Erwachsenen-
bildung)  zwei-  bis dreim al im  Jahr zum  Erfahrungsaustausch und zur Reflexion. 
Zugleich ist  es den Arbeit sgruppen ein Anliegen, das Angebot  für  I nklusion ( z.B. 
Beratung, Seminare, Got tesdienste)   im  Kirchenkreis zu verbessern.  

 
Für kirchliche Akteure ist  es hilfreich, an vorhandene Netzwerke anzuknüpfen, z.B. auch 

an Netzwerke, in denen sich Menschen mit  Beeint rächt igungen organisieren.  

Nachhalt ige Netzwerkbildung braucht  Unterstützung z.B. 

· durch regelm äßige Mailings m it  Inform at ionsm aterial,  anregenden I deen und 

Good-Pract ice Beispielen 

· durch regelm äßige Treffen in größeren Zeitabständen, wo es neben Erfahrungs-  

und Ideenaustausch auch fachliche Unterstützung gibt  

· durch Matching:  verschiedene Partner mit  ähnlichen Schwerpunkten werden     

zusam m engebracht . 

Auch die Inklusionsbeauft ragten der verschiedenen Gliedkirchen der EKD sind einem  

Netzwerk zusam mengeschlossen und es gibt  Kooperat ionsprojekte. „Kirchliche Netzwerke 

für  Inklusion, die m it  staat lichen und bürgerschaft lichen Init iat iven zusam m enarbeiten 

(…) , können die inklusive Um gestaltung befördern.“10   

 
2.3.4 Reflexion unterstützen 

Da es sich bei I nklusion um  einen Lernprozess für  jeden Einzelnen wie für  jede Organi-

sat ion handelt ,  sind Selbst reflexion und Prozessreflexion von grundlegender Bedeutung. 

I nklusion beginnt  m it  einer Haltung des Respekts und der Wertschätzung gegenüber allen 

Menschen in ihrer  Verschiedenheit ,  unabhängig von persönlichen Voraussetzungen und 

Fähigkeiten, unabhängig von Alter ,  Behinderung, Herkunft  und sozialem  Status,         

Geschlecht oder sexueller Orient ierung. Diese vorurteilsbewusste Halt ung einzuüben, 

erfordert  Selbst reflexion. Prozessreflexion bedeutet  auf der Organisat ionsebene im m er 

wieder  zu überprüfen:  Wo stehen wir  im  Blick  auf  Inklusion? Wo wollen wir  hin? Was soll 

der nächste konkrete Schrit t  sein?  

Sowohl die Selbst -  als auch die Prozessreflexion werden unterstützt  durch ein I nst ru-

m ent , das speziell für inklusive Prozesse entwickelt  wurde und aus einer um fangreichen 

Fragensam mlung besteht :  den Index für  Inklusion, der bezogen auf Kirche und Kirchen-

gem einden als Box mit  Fragenkarten zur Verfügung steht .11 Ziel  ist  dabei  die  Bewusst -

                                         
10 EKD Orient ierungshilfe, 158. 
11 Mehr als Fragen…Inklusion und k irchliche Prax is ht tp: / / www.netzwerk-kir che-  ink lusiv.de/ m aterialien 
/ fragenbox.htm l  
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seinsbildung  in  Bezug  auf  die  eigene  Haltung  im  Um gang  mit  Vielfalt .  Reflexion  braucht  

jedoch nicht  nur Fragen, sondern auch den Austausch mit  anderen und fachliche Unter-

stützung. I nsofern sind Netzwerktreffen und Reflexion auf Engste miteinander ver-

bunden.  

 

2.3.5 Qualifizierung erm öglichen 

Schulungsm aßnahm en in allen Berufsgruppen und zu allen Handlungsfeldern sind zent ral 

für  die  Umsetzung  der  UN-BRK  und  damit  für  inklusive  Prozesse.  Gerade  bei  Quali-

f izierungsangeboten braucht  es handlungsfeldübergreifende Kooperat ionen verschie-

denster  Anbieter,  nicht  nur,  um  Synergieeffekte zu nutzen und mit  den Fortbildungs-

angeboten Vernetzungsm öglichkeiten für  die Teilnehm enden zu schaffen, sondern auch 

um  zu signalisieren, dass Inklusion als Herausforderung die Akteure verbindet  und eine 

gesamtgesellschaft liche Aufgabe ist . Zugleich wird angesichts des großen Beratungs-  und 

Begleitungsbedarfes deut lich, dass die Qualifizierung von Mult iplikatoren unverzichtbar 

ist , um alle Anfragen bedienen zu können und um die Umsetzung von Inklusion in der 

Fläche zu unterstützen. 

 

2.3.6 Beteiligung verwirk lichen 

„ I nklusion als Handlungsmaxim e stellt  alle kirchlichen Lebensäußerungen vor die 
Aufgabe, um fassende partnerschaft liche Teilhabe zu erm öglichen.“12  
 

Einerseits müssen Bet roffene beteiligt  werden, z.B. Menschen mit  Behinderung, was in 

der  Forderung  „Nichts  über  uns  ohne  uns“  seinen  Ausdruck  findet .  So  ist  es  beispiels-

weise weder inklusiv noch sinnvoll,  barr ierefreie Um bauten zu planen, ohne Menschen m it  

unterschiedlichen Einschränkungen und Bedürfnissen in die Planung m it  einzubeziehen, 

da solche Planungen an der Realität  vorbeigehen könnten. Menschen m it  Einschrän-

kungen können in der Regel selbst  gut  art ikulieren, was sie brauchen und was ihnen hilft .  

Wo ihnen das noch schwerfällt ,  sollt en sie befähigt  werden, ihre St im me zu erheben und 

sich einzubr ingen. 

Beteiligung in Sit zungen, Fortbildungen und Prozessen erfordert  part izipat ive Methoden, 

die es allen erm öglichen, sich auf ihre Weise einzubringen, Einfluss auf den Prozess zu 

nehm en, mitentscheiden zu können und ihr  Vorwissen zu einem  Thema zur Verfügung zu 

stellen. Je heterogener die Gruppe ist , um so unverzichtbarer sind part izipat ive Met hoden. 

Part izipat ion erm öglicht  ein Miteinander auf Augenhöhe und  ist  dam it  ein Kern inklusiver  

Prozesse.  

„Um  Vielfalt  im  täglichen Miteinander zu verwirk lichen, ist  es wicht ig,  ein entspre-
chendes Bewusstsein und Selbstverständnis bei den Menschen vor Ort  und in den 
Einrichtungen/Organisat ionen zu etablieren:  Inklusion als Schlüssel für  eine zu-

                                         
12 EKD Orient ierungshilfe, 157. 
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kunft sfähige Gesellschaft  kann nur in par t izipat iven Prozessen erreicht  werden, in 
denen die Menschen m itgestalten, ihre Selbstwirksam keit  er fahren und Verant -
wortung übernehm en können. Beteiligung und Mitwirkung bedeutet  m ehr als 
„Mitm achen dürfen“  und erfordert  andere, vielleicht  ungewohnte, neue Dialog-  
und Entscheidungsprozesse.“13 
 

 

2.3.7 Prozessbegleitung anbieten 

Prozessbegleitung als längerfr ist ige Begleitung in einem  Lern-  und Organisat ionsentwick-

lungsprozess wird hier unterschieden von punktueller und kurzfrist iger Beratung ( vgl. 

2.3.2) . Außerdem  wird in der Regel bei einer Prozessbegleitung in einem  inklusiven Ver-

änderungsprozess nicht  nur eine Einzelperson beraten, sondern eine ganze Organisat ion 

bzw.  ein  Projekt team  oder  eine  Steuergruppe  (wie  z.B.  im  Projekt  Gem einde  inklusiv   

oder in einer Kom mune, die einen Akt ionsplan für  I nklusion entwickelt ) .    

„Je  kom plexer  ein  Veränderungsprozess ist  und  je  m ehr  Menschen  an  ihm  teilha-
ben, desto wicht iger ist  eine gute Begleitung. Prozessbegleiter / innen übernehm en 
dabei neben der Rolle als Moderator / in auch die kont inuierliche Planung und Koor-
dinat ion der einzelnen Schrit te sowie die Beratung und Unterstützung der Beteilig-
ten. In inklusiven Veränderungsprozessen ist  die Prozessbegleitung im mer auch 
eine Art  Modell für  wertschätzendes, beteiligungsor ient iertes Handeln.“14  

 

3 . Handlungsfelder und Um setzungsbereiche in der  Landeskirche   

I m  Folgenden sollen die Handlungsfelder der UN-BRK skizziert  werden, in denen im     

Bereich der Landeskirche Hannovers im  Rahm en der Tät igkeit  der Referent in für         

I nklusion erste Umsetzungsschrit te er folgt  sind. Natürlich wurden und werden darüber 

hinaus in verschiedenen Bereichen der Landeskirche bereit s inklusive Angebote ent-

wickelt  und Prozesse angeschoben ( z.B. inklusionsor ient ier te Konfirm andenarbeit ,       

ink lusionsorient ierte Schulentwicklung und I nklusion im  Kindertagesstät tenbereich) ,  auf 

die hier  nicht  eingegangen werden kann.  

3.1  Bewusstseinsbildung und barrierefreie Öffent lichkeit sarbeit  

Maßnahm en zur Bewusstseinsbildung sind vor allem  durch Im pulsreferate ( z.B. bei    

Kirchenkreistagen, Diakonenkonferenzen, Pfarrkonventen) ,  Workshops ( z.B. bei Ehren-

am tstagungen, Fachlichter-Tagungen, Ephorenkonferenz)  und Sem inare erfolgt .  Die   

bereit s erwähnten Fragen aus dem  I ndex für  Inklusion ( s.  2.3.4 Reflexion)  und die dazu 

verfügbaren Methoden der Beteiligung spielten dabei eine große Rolle.  

Beispiel:  Das Seminar „Dam it  jede/ r  komm en kann – Veranstaltungen inklusiv 
planen und durchführen“  wurde mit  einem  kirchlichen Kooperat ionspartner für  In-

                                         
13 http://www.inklusion-online.net/index.php/inklusion-online/article/view/15/15 
14 Ink lusion vor Ort , 178. 
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k lusion in Osnabrück angeboten und von zwei Gebärdendolm etscherinnen über-
setzt .15 Die  Vielfalt  der  25  Teilnehm enden  war  sehr  groß bezogen  auf  Altersspan-
ne, Bandbreite der Berufsgruppen, sowohl ehrenamt lich als auch hauptam tlich Tä-
t ige, Hörende und Gehör lose.  Die Teilnehm enden lernten im  Blick auf Planung 
und Durchführung unterschiedlichster  Veranstaltungsform ate, was zum  einladen-
den Charakter  einer Veranstaltung beit rägt  – angefangen vom  Konzept ,  dem  Ta-
gungsort , der Ausschreibung und Werbung, der Tagungsdidakt ik , der Verpflegung 
bei der Veranstaltung und der anschließenden Auswertung.  

 
Das Posit ionspapier  „ Inklusion –Aufgabe der Kirche“  wurde auf vielfachen Wunsch über-

arbeitet . So entstand eine zweite erweiterte Auflage, die aus einer Version in der vorher 

verwandten und einer Version in Leichter  Sprache besteht .16  

Bilanz:  Von Kam pagnen für  Bewusstseinsbildung, wie sie die UN-BRK fordert ,  kann in der 

Landeskirche Hannovers bisher nicht  die Rede sein. Ein kleiner Anfang ist  gesetzt , aber 

es braucht  zunächst  die k lare Absicht ,  Ressourcen und bereichsübergreifende St rategien, 

um  flächendeckende Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung voranzubringen und die zu-

gängliche  Gestaltung  der  Botschaft  des  Evangeliums  und  der  kirchlichen  Angebote  als  

reform atorisches Anliegen zu begreifen und um zusetzen. Benöt igt  werden methodisch 

einfallsreiche Maßnahm en, die zum  Um denken anregen. Grundlegende Inform at ionen zu 

I nklusion und Barrierefreiheit  könnten für  unterschiedliche Zielgruppen wie z.B. im  Hand-

buch für Kirchenvorstände bereit gestellt  werden. 

3.2 Barr ierefreiheit  und Mobilit ät  

Von Zugänglichkeit  und Barr ierefreiheit  profit ieren alle.  Dafür  zu sensibilisieren ist  eine 

der Aufgaben im  Bereich von Beratung und Fortbildung zu Barrierefreiheit .  I n m anchen 

Kirchengemeinden t rägt  die Anteil an älter  werdenden Gem eindegliedern und dam it  die 

Zunahm e von Mobilitätseinschränkungen dazu bei,  dass Barr ierefreiheit  zum  Them a wird. 

Sobald Menschen, die nicht  oder noch nicht  ausreichend Deutsch sprechen oder kognit ive 

Einschränkungen haben, kirchliche Gebäude bet reten, kann ein unverständliches Leit -

system  zur unüberwindlichen Barr iere werden. Für viele Gem einden wird ihr Gem einde-

haus oder Kirchengebäude zum  Problem , weil bei der Erstellung der Gebäude andere 

Zwecke verfolgt  wurden. Es m ehren sich die Anfragen nach Fördermit teln für barr iere-

freie Umbauten. Akt ion Mensch fördert  öffent lich genutzte Gem eindehäuser m it  bis zu 

40%  der I nvest it ionskosten, wenn plausibel dargelegt  wird,  dass der  Um bau Teil eines 

inklusiven Veränderungsprozesses ist .   

Beispiel:  Die St .  Jacobigem einde in Gött ingen profit ierte von der Beratung durch 
die Referent in für  Inklusion und der Kooperat ion m it  dem  für  Förderm it tel zustän-
digen Referenten im  DWI N und erhielt  von der Akt ion Mensch 84.400 € ( von 

                                         
15 Behinderte Menschen haben nach Art ikel 30 Absatz 4 der Behindertenrechtskonvent ion gleichberecht igt  m it  
anderen Anspruch auf Anerkennung und Unterstüt zung ihrer spezifischen kult urellen und sprachlichen Einheit ,  
einschließlich der Gebärdensprache und der Gehörlosenkultur. 
16 vgl. https://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/positionen/inklusion 
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211.000  €  Gesamtkosten)  an  Fördermit teln  für  den  barrierefreien  Um bau  des Ge-
m eindehauses.  

 
Häufig ist  es sinnvoll,  dass Kirchengem einden die energet ische Sanierung eines          

Gebäudes mit  dem barrierefreien Umbau verbinden.  Hier sind Kooperat ionen innerhalb 

landeskirchlicher Zuständigkeiten und Grem ien sinnvoll und notwendig. So hat  eine     

Einzelveranstaltung zur Nutzung von Kirchenräum en (m oder ier t  von der Abteilung 2 des 

Landeskirchenamts)  stat tgefunden. Ein Flyer  des Hauses kirchlicher Dienste (HkD) , der  

über die verschiedenen Angebote und Ansprechpartner bezogen auf Kirchenräum e infor-

m iert ,  wurde aktualisier t  und unterstützt  die bessere Zugänglichkeit  der  Räumlichkeiten.  

Zugänglichkeit  bezieht   sich nicht  nur auf Gebäude, sondern  ebenso auf Dienst leistungen 

und Veranstaltungen und wird sowohl in st rukturellen Maßnahm en (Qualitätsm anage-

m entsystem e, I nform at ionsm aterial, bereichsübergreifende Kooperat ionen und St rate-

gien, Finanzierung, Qualifizierung) ,  als auch in gelebter  Haltung und Praxis konkret .    

Zugänglichkeit  und Vernetzung bedingen sich gegenseit ig.17 

Beispiel:  An m ehreren Projektstandorten des Projekts „Gemeinde inklusiv“  wird 
diese Vernetzung im Sozialraum sehr konkret , z.B. indem eine projektt eilnehm en-
de Kirchengem einde m it  der diakonischen Einrichtung, m it  der sie kooperiert , ge-
m einsam  überprüft , wie die Zugänglichkeit  der Angebote (z.B. gem einsame Got -
tesdienste)  verbessert  werden kann. An einem  anderen Standort  kooperieren Fa-
m ilienbildungsstät te,  Diakonisches Werk, Kindertageseinr ichtung und Kirchenge-
m einde.  An  m ehreren  Standorten  ergaben  sich  während  des  Prozesses  neue  Ko-
operat ionen z.B. m it  der Flücht lingsarbeit , m it  Fam ilien m it  Migrat ionshint ergrund 
oder mit  Angehör igen und Bet roffenen aus dem  Bereich Suchtkrankenhilfe. 

Beim  St ichwort  Zugänglichkeit  gerät  autom at isch auch das Thema Mobilit ät  in den Blick:   

· Wie  sind  Veranstaltungsorte  (z.B.  Tagungshäuser,  Freizeitheim e)  an  den  öffent -

lichen Nahverkehr angebunden?  

· I st  der Zugang barrierefrei?  

· Wie werden Angebote auch für  Menschen aus ent legenen Orten oder Einr ichtun-

gen zugänglich?  

· Gibt  es Fahrdienste und ist  das Angebot  barrierefrei erreichbar, d.h. kann jeder 

auf die Inform at ionen zugreifen, oder sind sie nur I nsidern zugänglich?  

Beispiel:  I n einigen projekt teilnehm enden  Gemeinden wurde deut lich, dass es keine 
Lösung ist ,  pauschale Fahrdienste vorzuhalten, sondern die Interessier ten und Be-
t roffenen in den Aufbau und die Planung von Fahrdiensten einzubeziehen.  

   
Bilanz:  Neben einem großen Handlungsbedarf besteht  auch ein großer Beratungs-  und 

Fortbildungsbedarf (z.B. Mult iplikatoren für Barr ierefreiheit ) , der m it  dem  Fortschreiten 

des demografischen Wandels nicht  geringer wird. Die Umsetzung ist  abhängig vom Ein-

                                         
17 „Kirche und Diakonie als gesellschaft liche Inst itut ionen und als Trägerinnen von Einr ichtungen und Diensten 
stehen in der Verantwortung für die Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft .  Kooperat ionen zwischen Kirchen-
gem einden, der Kinder-  und Jugendhilfe und den Behinder tenhilfet rägern können wesent lich dazu beit ragen, 
dass das gesellschaft liche Leben inklusiver  und damit  lebenswerter  wird.“  EKD Orient ierungshilfe, 104. 
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satz finanzieller  und personeller  Mit tel.  Die Vergabe braucht  nicht  nur  Kriter ien, sondern 

auch Sachbearbeitungsressourcen, die noch geschaffen werden müssten.  

„Er forderlich ist  die Entwicklung einer  verlässlichen und barrierefreien sozialen 
Dienst leistungsst ruktur .  Daran m üssen sich Schulen, Kirchengemeinden, Nachbar-
schaften und Arbeit splätze m essen lassen.“ 18  
 

3.3  Teilhabe an Bildung und lebenslanges Lernen   

Bewusstseinsbildung im  Sinne einer Förderung inklusiven Denkens und Handelns ist  eine 

Bildungsaufgabe. Das evangelische Bildungsverständnis erfährt  so eine inklusive Erweite-

rung. Beispiele sind das gemeinsam e Lernen in evangelischen Schulen und im  Religions-

unterricht ,  im  schulformübergreifenden Konfirm andenunterricht  und in den gemeinde-

pädagogischen Arbeitsfeldern (Kinder-  und Jugendarbeit , religionspädagogische Arbeit     

in evangelischen Kindertageseinr ichtungen, Erwachsenen-  und Familienbildung).  Dafür  

braucht  es inklusive Qualifizierungsangebote in der Aus- ,  Fort -  und Weiterbildung sowie 

inklusive Konzepte für  die Schulungen von beruflich-  und ehrenamtlichen Mitarbeiten-

den.19 

„Bei der  I nklusion „ sind wir  Wollende und Getr iebene“ ,  denn:  „alle Schulen sollen 
potenziell inklusive Schulen werden, so auch die evangelischen Schulen.“ 20  
 

Das ist  auch im  Jahr 2017 eine t reffende Beschreibung der Situat ion in den Schulen.  

Beispiel:  Eine Reflexionsrunde für Inklusionsinteressierte oder –beauft ragte der 
Schulen  des  Schulwerks  findet  seit  Februar  2014  alle  zwei  bis  drei  Monate  stat t .  
Sie dient  dem  Austausch der Schulen untereinander, der Selbst -  und Prozessrefle-
xion  und  der  Klärung,  welche Fortbildungsangebote  für  den  weiteren  Prozess hilf-
reich sind (Themen, Zielgruppen und Form at ) .  Die entsprechenden Fortbildungs-
angebote werden vom  RPI  in Loccum  aufgegriffen, konzipiert  und durchgeführt .  
Die dadurch in Gang gekomm ene stärkere Vernetzung der Schulen, der Kollegien 
und Mitarbeitenden untereinander wird von den Teilnehm enden posit iv  wahrge-
nom m en und unterstützt  den inklusiven Lernprozess der einzelnen und der Schu-
len.  

Bilanz:  Im  Kontext  des Projekts,  durch  das HkD und  das Schulwerk  wurden  und  werden  

bereit s Angebote gem acht  (u.a. auch eine Fachlichter-Fortbildung für  Hauptamtliche in 

der Kinder- ,  Jugend-  und Konfirm andenarbeit ,  Workshops auf dem  Ehrenamtlichentag, 

ein Seminartag zum Them a Kirchenraum in der Marktkirche) . Um über diese Sem inare 

und Workshops hinaus das Angebot  von Weiterbildung und Qualifizierung für  Inklusion 

erweitern zu können, bedarf es zusätzlicher Personal-  und Zeit ressourcen. 

 

                                         
18 EKD Orient ierungshilfe, 25. 
19 „Eine besondere Form  des Paradigmenwechsels stellt  der  I nk lusionsbegriff  im  Kontext  von  Bildung  dar.  Zum  
einen wird Inklusion selbst  als ein Bildungskonzept  verstanden, da für die skizzierten Veränderungen und den 
dam it  verbundenen gesellschaft lichen Wandel breites Lernen erforder lich ist .  Zum  anderen geht  m it  Inklusion 
die Forderung nach einem  Wechsel im  Bildungsverständnis einher:  Ein hom ogenisierendes und dam it  in unter-
schiedliche Schularten aufteilendes Schulsystem soll durch ein für die Vielfalt  sensibles, aber alle Schü lerinnen 
und Schüler um fassendes Bildungsverständnis umgestaltet  werden.“  EKD Orient ierungshilfe, 34f.  
20 Rolf Bade:  IX. Tagung der 24. Landessynode im  November 2011 
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3.4 Teilhabe am  Arbeit sleben  und Personalentwicklung 

„Nicht  Unversehrtheit  ist  die Grundvoraussetzung für  ein Am t  oder  die Übernahme 
einer ehrenamt lichen Aufgabe, sondern geeignete Fähigkeiten und Qualifikat ionen 
(…)  Gemeinden und deren Leitungsgrem ien sollten sich nicht  scheuen, auch  Pfar-
rer innen und Pfarrer  m it  Behinderungen zu wählen, Mitarbeitende m it  Assistenz-
bedarf einzustellen oder Ehrenam tliche mit  Behinderungen zu akzeptieren, die m it  
ihren besonderen Erfahrungen die kirchliche Arbeit  bereichern können.“21  

Das  Them a  Teilhabe  am  Arbeit sleben  bet rifft  sowohl  Mitarbeitende  im  Ehrenamt  wie  im  

Hauptberuf.  Teilhabe am  Arbeit splatz hängt  wiederum  eng m it  den räumlichen Voraus-

setzungen eines Arbeit splatzes und –ortes (Zugänglichkeit )  und der Ausstattung zu-

sam m en.22  

Private und öffent lich- recht liche Arbeit geber, die über m indestens 20 Arbeitsplätze ver-

fügen,  haben nach § 71 Abs.1 Sozialgesetzbuch I X auf  wenigstens 5 %  der  Arbeitsplätze 

schwerbehinderte Menschen zu beschäft igen) .  Ansonsten m uss eine Ausgleichsabgabe 

gezahlt  werden.23 Die Schwerbehindertenbeschäft igungsquote der Landeskirche Hanno-

vers liegt  bei derzeit  5,16 %  (Stand 2015) .  

I n diesem  Zusam m enhang anstehende Fragen betreffen z.B. die Arbeit sassistenz für   

Mitarbeitende, die Ausgestaltung der Beteiligung der Bet roffenen, Inform at ion über      

die Rechte von Menschen m it  Beeint rächt igungen am  Arbeitsplatz,  die Beratung und    

Begleitung von Kirchenkreisen und Kirchengem einden im  Um gang mit  Mitarbeitenden   

m it  Einschränkungen (z.B.  auch bei Stellenwechsel oder  bei Mitarbeitenden mit  neu diag-

nost izierter  for t schreitender Erkrankung oder bei altersbedingten Einschränkungen) . 

I nklusion bezieht  alle  Handlungsfelder  kirchlichen  Lebens m it  ein.  Sie  ist  damit  auch  ein  

wicht iges Them a für  die Personalentwicklung (vgl.  2.3.5) .  Inklusive Bewusstseinsbildung 

sollte deshalb ein fester  Bestandteil der  Aus-  und  Fortbildung von haupt -  und ehrenamt -

lichen Mitarbeitenden sein. 

Beispiel:  Im  Rahm en der Fachtagung des Hauses k irchlicher Dienste „Schön ist ´ s 
hier“  – Kirchenräume öffnen und gestalten -  wurden unter  anderem  zwei Work-
shops von der Referent in für  I nklusion in Kooperat ion m it  der  Gebärdensprachli-
chen Seelsorge angeboten. Überwiegend Küster  und Küster innen nahm en an den 
Workshops teil und bekamen die Aufgabe, sich m it tels einer Rollenbeschreibung 
und entsprechenden Utensilien (z.B. Rollstuhl,  Hörschutz, Gehhilfen, Augenbinde 
etc.)  in eine Person m it  Einschränkung hineinzuversetzen und in dieser Rolle die 
Kirche von außen anzusteuern und dann den Kirchenraum  der Marktkirche zu er-
kunden. Neben der Erfahrung von starker Betroffenheit  und dem  Gefühl des Aus-
geschlossenseins wurde vielen Teilnehm enden bewusst , wie viele Hindernisse für 
Teilhabe es gibt ,  die sie bisher nicht  als solche wahrgenom men hat ten. 

                                         
21 EKD Orient ierungshilfe, 182f.  
22 vgl. Situat ion eines Pastors in der LKH:  http://chrismon.evangelisch.de/artikel/2014/ich-finde-ich-m-ache-das-mutig-21254 
und http://www.behinderte-pfarrer.de 
23 Vgl. hierzu https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/Beschaeftigungspflicht/77c490i1p/index.html 
 



AKTENSTÜCK NR. 79                                                                                     SEI TE 20 

Bilanz:  Die Landeskirche Hannovers als Arbeitgeberin sollt e in ihren unterschiedlichen 

Arbeit sfeldern prüfen, wo Menschen m it  Behinderungen eingestellt  und im  Rahm en einer 

I ntegrat ionsvereinbarung beschäft igt  werden können. Es gibt  Handlungsbedarf in Bezug 

auf Teilhabe am  Arbeit sleben, damit  Menschen m it  unterschiedlichsten körperlichen und 

kognit iven Beeint rächt igungen oder Ausgrenzungserfahrungen ein Beschäft igungsver-

hältnis,  ein barrierefreies Arbeit sum feld und unterstützende Rahm enbedingungen finden. 

Maßnahm en der Personalentwicklung und Qualif izierungsangebote sind im  Kontext  von 

I nklusion zu überprüfen.  

3.5 Teilhabe an Kultur-  und Freizeitangeboten 

3.5.1 Freizeithäuser und Zugänglichkeit  

Anfragen von kirchlichen Mitarbeitenden nach barrierearm en Tagungshäusern ließen 

deut lich  werden,  dass  es  keine  Datenbank  geeigneter  Häuser  gibt .  Deshalb  wurde  im  

Referat  für I nklusion der Landeskirche Hannovers eine Datei erstellt ,  die bei der Suche 

nach Tagungshäusern helfen soll ( bislang noch unveröffent licht ) .  Unterschiedliche Anfor-

derungen bei jeder Gruppe (z.B. Gruppengröße, Entfernungslim it ,  Budget ,  Konzept )  und 

bei jeder teilnehm enden Person mit  Einschränkung erfordern eine Angebotsvielfalt  und 

differenzierte Angaben zum  Grad der Barr ierefreiheit  oder –arm ut .  

3.5.2 Finanzierung und Fördermit tel für  Freizeiten 

Die I nanspruchnahm e von barrierearm en oder barrierefreien Tagungshäusern kann     

höhere Kosten durch die bessere Ausstat tung oder infolge der weiten Anreise m it  sich 

bringen. Freizeiten m it  ink lusivem  Charakter  bedürfen j edoch auch einer Klärung der 

Fragen, die sich ggf. aus einem gegebenen Assistenzbedarf heraus ergeben:  

· Welcher Assistenzbedarf liegt  vor? 

· Wie kann die Assistenz, die m anche Teilnehm enden für die Dauer der Freizeit  oder 

des Sem inars brauchen, f inanziert  werden, vor  allem  wenn das Angebot  m ehrtä-

gig ist?  

· Woher bekom mt m an eine geeignete Assistenzperson?  

· Wie hoch sind die Honorare?  

· Was ist  m it  den Kosten für Unterkunft  und Verpflegung für die Assistenzpersonen?  

Zur Beantwortung dieser und ähnlicher Fragestellungen wurden in Kooperat ion m it  dem  

Landesjugendpfarramt  Vergabekr iterien für   landeskirchliche Fördermit tel bei inklusiven 

Freizeiten entwickelt ,  in die zwei externe Berater innen in Sachen Assistenz und persönli-

ches Budget  m iteinbezogen wurden. 
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3.5.3 Got tesdienst  für  alle 

Gottesdienste  fallen bezogen auf die UN-BRK unter das Recht  auf kulturelle Teilhabe. Für 

einladende Gottesdienste ist  eine verständliche, lebensnahe und konkrete got tesdienst li-

che Sprache ebenso inklusionsfördernd wie vielfält ige got tesdienst liche Musik,  Gesten 

und Rituale, die mit  allen Sinnen erfasst  werden können. Um  Menschen in ihrer  Vielfalt  

anzusprechen, gibt  es darüber hinaus die Möglichkeit ,  auch Got tesdienste für  besondere 

Zielgruppen anzubieten, wie Kinder-  und Jugendgottesdienste, Familiengot tesdienste, 

Themengot tesdienste, Lobpreisgottesdienste. Es gilt  bei der Angebotsvielfalt  auf eine 

gute Balance zwischen Sonderform en und dem  inklusiven Charakter  des Angebots zu 

achten.  

Beispiel:  Die projekt teilnehm ende Lister  Johannes-  und Mat thäusgem einde hat  
sich auf den Weg gem acht , diese Balance auszuloten. Vom  inklusiven Lernprozess, 
in dem  sich das Gottesdienst team  beim  Entwickeln der besonderen Got tesdienste 
m it  wechselnden Zielgruppen befindet , profit iert  auch der „ganz norm ale“  Got tes-
dienst .  

I n Kooperat ion m it  dem  Michaeliskloster wird es in 2017 ein Sem inar zum  inklusiven Got -

tesdienst  geben. Der beabsicht igte Werkstat tcharakter soll den Teilnehm enden genügend 

Gelegenheit  geben, voneinander bzw. von ihren Erfahrungen mit  inklusiven Gottesdiens-

ten zu lernen. 

3.5.4  Vernetzung im  Sozialraum  bzw.  m it  der  Kom m une als Voraussetzung für  kulturelle 

Teilhabe 

Eine inklusive Gesellschaft  zu gestalten, ist  die Aufgabe aller  Akteure und I nst itut ionen 

im  Gem einwesen. Diese arbeiten im  Sinne der Ziele der UN-Behindertenrechtskonvent ion 

im  Sozialraum  eng und abgest im mt  zusamm en. Die evangelischen Kirchengemeinden 

stoßen  gem einsam  mit  kom munalen  Trägern  soziale  Teilhabeprozesse  im  Dorf,  in        

den jeweiligen Stadt teilen und Quart ieren an. Sie gehen m it  ihren Kom petenzen und   

Er fahrungen auf andere I nst itut ionen zu, bilden Netzwerke und fördern das gemeinsam e 

Leben im  Sozialraum . Durch Vernetzung und Kooperat ion vor Ort  kann gem einsam  die 

Zugänglichkeit  von Angeboten und damit  die soziale und kulturelle Teilhabe verbessert  

werden (s. 3.2) .  

Beispiel:  Der projekt t eilnehm enden Stephanusgem einde in Gött ingen wurde em p-
fohlen, Kontakt  m it  dem  „Forum  Inklusion“  aufzunehm en, in welchem  Stadt  und 
Landkreis Göt t ingen bereit s einen Akt ionsplan für  I nklusion erarbeiten. Teilnehm er 
der Steuergruppe „Gemeinde inklusiv“  der Stephanusgemeinde besuchten das 
nächste Forum  zum  Kom munalen Akt ionsplan, brachten sich in die Arbeit sgruppe 
kulturelle Teilhabe ein und weckten die Neugier  des Koordinators für  den Aktions-
plan auf das Projekt  „Gemeinde inklusiv“ .  Eine Mitarbeiterin der  Tageszeitungsbei-
lage in Leichter Sprache, die im  Zuge des Akt ionsplans entstanden war, berichtete 
in der nächsten Ausgabe über das Projekt  und lud zum  bevorstehenden Gottes-
dienst  in Leichter  Sprache in die Stephanusgemeinde ein.  
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Vernetzung im  Sozialraum  ist  Schwerpunkt thema des Projekts Gem einwesendiakonie  

des  Hauses  kirchlicher  Dienste  in  Verbindung  m it  dem  DWiN  und  dem  SI  der  EKD.  Die  

Referenten beider Projekte stehen m iteinander im  Austausch.  

Bilanz:  Viele  k irchliche Akt ivitäten und Angebote sind im  Bereich kulturelle Teilhabe  

angesiedelt . Hier gibt  es bereits posit ive Umsetzungsbeispiele, die jedoch nicht  darüber 

hinwegtäuschen können, dass es noch großen Veränderungsbedarf in Hinsicht  auf      

Gottesdienste für  alle und Vernetzung im  Sozialraum  gibt .    

3.6 Gesellschaft liche und polit ische Teilhabe 

Angesichts der bevorstehenden Kirchenvorstandswahlen 2018 tauchte im  Kirchenkreis 

Osnabrück  die Frage auf,  wie polit ische Teilhabe hier  verwirklicht  werden kann.  Nachdem  

die I nklusionsbeauft ragte des Kirchenkreises Osnabrück die Referent in für  Inklusion um  

Rat  fragte,  m achte  diese  sie  auf  das  Konzept  der  Nordkirche  „Mit st imm en“24  zur  KGR-

Wahl  2016  aufm erksam  und  brachte  sie  mit  dem  Inklusionsbeauft ragten  der  Nordkirche  

in Kontakt . Das Konzept „Mitst immen“  berücksicht igt  die Themen Vielfalt  und Inklusion 

im  Kirchengem einderat  ebenso, wie das Them a Barrierefreiheit .  Noch konsequenter  fand 

diese St rategie prakt ische Um setzung im  Ev.- luth.  Kirchenkreis Ham burg Ost  in  Koopera-

t ion  mit  dem  I nst itut  für  Engagem ent förderung:   Unter  dem  Mot to  „Einfach  für  alle“ 25  

wurde anlässlich der Kirchenwahlen 2016 eine Checkliste zur  Überprüfung der Zugäng-

lichkeit  von I nform at ion und Barrierefreiheit  vor ,  bei und nach der Wahl entwickelt .  Auf 

Basis dieser Anregungen durch die Nordkirche entwickelte die I nklusionsbeauft ragte des 

Kirchenkreises Osnabrück ein Konzept  für  zwei Workshops bei einer Tagung des Kirchen-

kreises um  März 2017. 

Bilanz:  I n  diesem  Handlungsfeld  gibt  es  noch  keine  system at ische  und  bereichsüber-

greifende St rategie zur Um setzung von I nklusion. Bei den offiziellen Handreichungen für  

die Kirchenvorstandswahlen 2018 blieben die Them en Zugänglichkeit ,  Barrierefreiheit  

und I nklusion leider  noch unberücksicht igt .  Auch der Diversit yansatz (Wie berücksicht ige 

ich Vielfalt  auf allen Ebenen der Wahl?)  spielt  noch keine Rolle.  Abteilungsübergreifende 

Vernetzung und Kooperat ion, sowie Beteiligung von verschiedensten „NutzerInnen“     

werden notwendig sein, um  polit ische Teilhabe beginnend m it  der Zugänglichkeit  von 

(Wahl)I nformat ionen bis hin zur  Teilhabe an k irchlichen Wahlen, an dem okrat ischen Pro-

zessen, an kirchlichen Grem ien und an Selbstbest im mungs-  und Mitvert retungsprozessen 

auf allen Ebenen kirchlichen Lebens zu verwirklichen. 

 
                                         
24

https: / / www.nordkirche.de/ fi leadm in/ user_upload/ baukaest en/ Baukast en_kirchenwahl2016/ Dokum ente/ KGR_Wahl_2016_M
aterialheft_gross.pdf  
25 https://www.ife-hamburg.de/herunterladen/category/2-schriftenreihe-klipp-klar# Heft  Nr.8 
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I V. 

Zusam m enfassung und Ausblick 

 

Handlungsbedarf und handlungsfeldübergreifende Maßnahm en    

Die auf fünf Jahre befristete Projektstelle „I nklusion in Kirchengem einden und Kirchen-

kreisen hat  den Auftrag, ein Handlungskonzept  I nklusion für  die Landeskirche zu ent -

wickeln. I n der Bestandsaufnahm e und Entwicklung des Projektes ist  deut lich geworden:  

I nklusion kann nicht  die Aufgabe nur eines einzelnen Referates oder einer  landeskirch-

lichen Abteilung sein. Als gesamtgesellschaft liche Aufgabe ist  I nklusion auch in Kirche 

eine um fassende Querschnit tsaufgabe. Die Arbeit  an der Umsetzung von Inklusion     

bet r ifft  daher alle Prozesse und Bereiche der kirchlichen Arbeit . Zudem  erfordert  die   

Um setzung von I nklusion die methodische Berücksicht igung von Vernetzung und Part i-

zipat ion, d.h. bereits in der Erstellung eines Handlungskonzeptes Inklusion müssen sich 

die Anforderungen inklusiven Handelns abbilden:  Beteiligung aller  mit  dem  Them a     

Beschäft igten, und vor allem :  Beteiligung der Bet roffenen.  

Deshalb musste das von der Projektstelle „ Inklusion in Kirchengem einden und Kirchen-

kreisen“  geforderte Handlungskonzept  zunächst  korr igiert  werden, um  mithilfe einer   

form ativen Evaluat ion im  Projekt  „Gem einde inklusiv“  Begleitprozesse vor Ort  anzubieten 

und die dabei sichtbar werdenden Bedarfe zu dokumentieren. Die Erkenntnisse der    

Untersuchungen der Projektstelle werden in der Auswertung des Projektes „Gem einde 

inklusiv“  zum  Ende des Jahres 2017 den Handlungsbedarf beschreiben und darauf     

aufbauend konzeptionelle Maßnahm en zur Weiterarbeit  vorschlagen. 

Mit  diesem  Ber icht  wird der  Synode zunächst  die Bit te vorgelegt ,  das Them a Inklusion 

grundsätzlich als Querschnit t saufgabe kirchlicher Arbeit  anzunehm en. Darauf gründend 

stellen sich Fragen zur Weiterarbeit , die der weiteren Beratung bedürfen. 

1 . Das Bekenntnis zu I nklusion als landeskirchlicher Querschnit tsaufgabe 

Jedes programm at ische inklusive Arbeiten in der Landeskirche setzt  voraus, dass die 

Landeskirche Inklusion als Querschnit t saufgabe erkennt .  Nur in dieser uneingeschränkten 

Halt ung lässt  sich t rotz aller Verschiedenheit  in den einzelnen St rukturen, Arbeit s-

bereichen und Prozessen der Landeskirche die umfassende gesellschaft liche Aufgabe der 

gleichberecht igten Teilhabe aller realisieren.  

„Die Ev.- luth. Landeskirche Hannovers und ihre Diakonie sind an dieser Entwick-
lung und Gestaltung des I nklusionsgedankens an v ielen Stellen beteiligt .  Es fehlt  
jedoch ein verantwortetes Gesamtkonzept  und die (personellen)  Ressourcen, die 
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v ielfält igen Einzelakt iv itäten aufeinander abzust im men und daraus ein kirchlich-
diakonisches Gesam tkonzept  abzuleiten….“ 26  

 
Ein  solches  Gesamtkonzept ,  das  zugleich  der  Forderung  der  UN-BRK  entspricht ,  könnte  

ein Akt ionsplan für  Inklusion sein.  

 „Es  ist  „hilfreich,  wenn  die  EKD,  ihre  Gliedkirchen  und  Werke  auch  Akt ionspläne  
zur Um setzung von Inklusion im  engeren Sinne entwickeln, an denen sich Fort -
schrit te messen lassen. Dabei wird auf eine intensive Beteiligung von Menschen 
m it  Behinderungen, ihrer  Verbände und I nst itut ionen zu achten sein.“27 
  

Durch Akt ionspläne und Selbstverpflichtungen werden zielgerichtete, kleinschr it t ige Ver-

änderungsprozesse gewährleistet . Akt ionspläne orient ieren sich in der Regel an den      

15 Handlungsfeldern der UN-BRK.  

I n jedem  Um setzungsbereich wird zunächst  eine Bestandsaufnahm e erfolgen, z.B. im  

Blick auf Barr ierefreiheit . Sodann ident ifizieren die Beteiligten, welche Maßnahm en es 

bereits gibt  und welche m öglicherweise darüber hinaus gehenden Bedarfe die UN-BRK für 

diesen Bereich m arkiert . Dieses m ündet  einerseits in einzelne Akt ivit äten ein, generiert  

dabei jedoch langfrist ig einen system at ischen Paradigm enwechsel.  Dafür  ist  es hilfreich, 

eine klare Vision für  jeden Um setzungsbereich zu entwickeln.  

Geleitet  von dieser Vision ist  die Landeskirche Hannovers auch in der Lage, auf die natür-

lichen Abwehrreflexe zum  Thema I nklusion eingehen zu können sowie die Am bivalenzen 

und Herausforderungen der Querschnit t saufgabe Um setzung der Inklusion aufzunehmen 

und in konkrete Handlungsm öglichkeiten einmünden zu lassen. 

Dabei wird auch eine konsequente Vernetzung m it  anderen Landeskirchen und/ oder   

lokalen Beiräten für  I nklusion bezogen auf die Akt ionspläne und Umsetzungsst rategien 

für  Inklusion hilfreich und anregend sein. 

 

2 . Zu k lärende Fragen  

Auf der Grundlage der unter I I I . 3. dargestellten Handlungsfelder und Um setzungs-

bedarfe ergeben sich folgende Fragen zur Weiterarbeit :   

1. Wie  wird  sichergestellt ,  dass die  Bewusstseinsbildung  für  das Them a I nklusion  als 

Querschnit t saufgabe kirchlicher Arbeit  flächendeckend und in allen kirchlichen    

Arbeit sbereichen erfolgt?  

2. Wie kann die Realisierung von Barrierefreiheit  voranget r ieben werden? Welche 

Ressourcen sind hier für  zu invest ieren? Wie kann das Angebot  an Beratung und 

Fortbildung zu Barr ierefreiheit  verbessert  werden? Wer nimmt sich dieser Aufgabe 

an? 

3. Welche weiteren Qualif izierungsmaßnahmen zur Sensibilisierung für  das Anliegen 

I nklusion sind für  welche Gruppen haupt -  und ehrenamt lich tät iger  Mitarbeitender 

                                         
26 Ak tenstück der 24. Landessynode Nr.100, Verm erk Gesam t konzept  I nklusion 23.5.12, 11. 
27 EKD Orient ierungshilfe, 157. 
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in der Landeskirche er forderlich? Braucht  es handlungsfeldbezogene oder hand-

lungsfeldübergreifende bzw. zielgruppenbezogene oder zielgruppenübergreifende 

Fortbildungsmaßnahmen? 

4. Wie kann die Landeskirche als Arbeitgeberin in ihren verschiedensten Bereichen 

m ehr Menschen mit  Einschränkungen ein Beschäft igungsverhältnis und ein       

barr ierefreies Arbeitsum feld bieten? Wie können Personalverantwort liche sensibili-

siert  und dabei unterstützt  werden, Menschen m it  unterschiedlichen Beeinträcht i-

gungen gleichberecht igt  in die Arbeitsprozesse einzubeziehen? Wie können      

Menschen im  Arbeit sum feld von Menschen mit  Behinderungen auf inklusives Mit -

einander vorbereitet  werden? 

5. I n welchen Bereichen und m it  welchen Ressourcen muss die Landeskirche ihre   

Anst rengungen verstärken, um  Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit  selbst -

best imm te Teilhabe an k irchlichen Veranstaltungen zu erm öglichen? 

6. Wie kann die Mitwirkung von Kirchengem einden und Kirchenkreisen an  kom m u-

nalen Akt ionsplänen gefördert  und sichergestellt  werden? Wie intensiv und durch 

wen  beteiligt  sich  die  Konföderat ion  und  das  DWiN  als  Gegenüber  zum  Land      

Niedersachsen am  Akt ionsplan des Landes?  

7. Welche Grem ien und Referate im  Landeskirchenamt , im  Haus kirchlicher Dienste 

und in der Diakonie sind zur Koordinat ion des Querschnit t them as Inklusion zu    

beteiligen  und  mit  welchen  Ressourcen  auszustat ten?  Wie  soll  nach  Ende  der      

Befristung  der  Referatsstelle  Inklusion  (31.  Oktober  2018)  die  Arbeit  am  Them a  

I nklusion in der Landeskirche for tgesetzt  werden? I st  die  Verortung  des  Quer-

schnit t sthem as Inklusion allein im  Diakonischen Werk evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen e.V. sinnvoll? 

8. Braucht  es in den Kirchenkreisen besondere Inklusionsbeauft ragte, bzw. wer 

nim mt  sich des Themas auf Kirchenkreisebene an und fördert  systemat isch inklu-

sives  Denken  und  inklusive  Prozesse? Wie  kann  die  Bildung  von  Netzwerken  und  

die Reflexion in Netzwerken für  Inklusion in Kirchenkreisen und Sprengeln unter-

stützt  werden? 

9. Wie  bearbeitet  die  Synode das Them a Inklusion  weiter?  Soll  es eine landeskirch-

liche Beauft ragung für  die Beachtung der Querschnit t saufgabe Inklusion geben? 

10. Welche handhabbare f inanzielle Ausstat tung zur Förderung der Umsetzung von  

I nklusion in der Landeskirche nimm t  sich die Synode für  die nächsten beiden 

Haushaltsperioden vor? 

 

3 . Vorschlag zur W eiterarbeit    

Wenn Inklusion als eine Querschnit t saufgabe kirchlichen Handelns ident if iziert  wird,  

· bedürfen die angesprochenen Fragen weiterer Beratung;   
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· sollt e die Verbreitung des inklusiven Gedankens in alle Praxisfelder  kirchlichen Han-

delns gesteuert  und koordiniert  werden;  dazu könnte ergänzend ein Begleitgrem ium , 

dem  auch Menschen m it  Beeint rächt igung angehören, gebildet  werden;  

· bedürfen init iat ive Arbeit sgruppen zu I nklusion, die auf den verschiedenen landes-

kirchlichen Ebenen bereit s tät ig sind, der Begleitung;  

· m uss die Arbeit  am  Thema Inklusion an vielen Orten noch init iier t  werden;   

· wäre es hilfreich, einen oder m ehrere Verantwort liche zu beauft ragen, das Thema zu 

bearbeiten und voranzubr ingen; 28 

· m üsste darüber entschieden werden, ob ein zu errichtendes Referat  I nklusion seinen 

Dienstsit z im  HkD oder im  DWiN haben sollt e.  

 

 

                                         
28 Ein entsprechendes Referat  sollte eng vernetzt  sein m it  k irchenleitenden Grem ien und dem  Diakonischen 
Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. Die personelle und sachliche Ausstat tung könnte z.B. nach 
Erhebung anliegender Aufgaben und Setzung von Schwerpunkten für m it telfr ist ige Zeit räume jeweils angepasst  
werden. 
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Anhang 1 : Sechs Forderungen der UN- Behindertenrechtskonvent ion 

1. Bewusstseinsbildung und barrierefreie Öffent lichkeit sarbeit   

Unter  der  Überschrift  „Bewusstseinsbildung“  verpflichtet  Art ikel  8  der  UN-BRK  die       

Vert ragsstaaten, „sofort ige, wirksam e und geeignete Maßnahm en“  zu ergreifen, um  in 

der Bevölkerung „das Bewusstsein für  Menschen mit  Behinderungen zu schärfen“ ,         

die „Achtung ihrer  Rechte und ihrer  Würde zu fördern“ ,  „Klischees und Vorurteile zu   

bekäm pfen“  und das Wissen um  „die Fähigkeiten und den Beit rag von Menschen m it   

Behinderungen“  zu fördern. Ziel der  Bewusstseinsbildung ist  die Achtung der Menschen-

würde.  

Mit  Maßnahm en zur Bewusstseinsbildung sind z.B. Kam pagnen für  Inklusion gemeint ,  die 

öffent lichkeitswirksam Vielfalt  und das Thema Behinderung sichtbar m achen und zum 

Nachdenken und Umdenken anregen. Genauso fallen Sem inare und Veranstaltungen zum  

Them a Inklusion  unter  Maßnahm en der Bewusstseinsbildung. Mit  Bewusstseinsbildung 

ist  jedoch  auch  der  Lern-  und  Sensibilisierungsprozess jedes einzelnen  gem eint .  Es geht  

um  vorurteilsbewussten Um gang m it  Unterschieden, um  Sensibilisierung für  unterschied-

liche Bedürfnisse und für Barr ieren, die der gleichberecht igten Teilhabe aller im  Wege 

stehen. 

Wenn  in  der  UN-BRK von  Komm unikat ion  die  Rede ist ,  dann  sind  damit  Sprachen,  Text -

darstellung, Brailleschrift ,  in einfache Sprache übersetzte Texte, leicht  zugängliches   

Mult im edia und vieles m ehr eingeschlossen, d.h. Kom m unikat ion, die die ganze Band-

breite an Zugangsm öglichkeiten und Bedarfen im  Blick hat .  Inform at ionen sollen von  

allen gleichberecht igt  genutzt  werden können und Kom munikat ion ohne Barrieren stat t -

f inden. 

Über öffent lichkeitswirksam e Maßnahmen der Bewusstseinsbildung hinaus ist  Bewusst -

seinsbildung eine Querschnit tsaufgabe, die in jedem Handlungsfeld auf besondere Weise 

erforderlich ist . Um  beispielsweise bauliche Barrierefreiheit  zu erreichen, müssen        

zunächst  m öglichst  v iele Menschen dafür  sensibilisiert  werden, welche räumlichen Barri-

eren für  Teilhabe es gibt  und wie umfassend die Forderung nach Zugänglichkeit  ist .   

2. Barr ierefreiheit  und Mobilit ät  

I n Art ikel 9 Absatz 1 verpflichtet  die UN-BRK ihre Unterzeichnerstaaten,  

„geeignete Maßnahm en zu t reffen, um  für  Menschen m it  Behinderungen gleichbe-
recht igt  m it  anderen den Zugang  zur  physischen Um welt ,  zu Transportmit teln,  zu  
I nform at ion und Komm unikat ion, einschließlich I nform at ions-  und Komm unikat i-
onstechnologien und - systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, 
die der Öffent lichkeit  in städt ischen und ländlichen Gebieten offen stehen oder für  
sie bereit  gestellt  werden, zu gewährleisten. Grundlage für eine gleichberechtigte 
gesellschaft liche Teilhabe von Menschen mit  Behinderungen ist  damit  eine m ög-
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lichst  um fassend barrierefrei gestaltete Um welt . Barr ierefrei sind bauliche und 
sonst ige Anlagen, Verkehrsm it tel, technische Gebrauchsgegenstände, System e 
der Inform at ionsverarbeitung, akust ische und v isuelle Informat ionsquellen etc.,  
wenn sie für behinderte Menschen in der allgemein üblichen Weise, ohne besonde-
re Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar 
sind.“ 29 

Zugänglichkeit  bedeutet  zum  Beispiel,  in Gebäuden und anderen Einr ichtungen, die der 

Öffent lichkeit  offenstehen, Beschilderungen in Brailleschrift  und in leicht  lesbarer  und 

verständlicher  Form  anzubringen.  Barrierefreiheit  ist  eine  Zielvorgabe für  die  Gestaltung  

aller Lebensbereiche.  

Eng m it  dem  Them a Barrierefreiheit  verknüpft  ist  das St ichwort  Mobilität :  Die persönliche 

Mobilit ät  von  Menschen  mit  Behinderungen  soll  m it  Erm öglichung  eines  Maximum s  an   

Selbstbest immung sichergestellt  werden30.  Außerdem  soll das Recht  von Menschen mit  

Behinderungen auf unabhängiger,  das bedeutet  selbstbest im mter Lebensführung       

gewährleistet  werden31,  d.h. Menschen m it  Behinderungen sollen gleichberecht igt  m it  

anderen die Möglichkeit  haben, ihren Aufenthalt sor t  zu wählen. Sie sollen weiterhin ent -

scheiden dürfen, wo und m it  wem  sie leben und sind nicht  verpflichtet ,  in besonderen 

Wohnform en zu leben. Darüber hinaus soll gewähr leistet  werden, dass Menschen m it  

Behinderungen Zugang zu gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Ein-

r ichtungen haben. Dies schließt  auch die persönliche Assistenz ein, die das Leben in der 

Gemeinschaft  und die Einbeziehung in die Gem einschaft  unterstützt  und I solat ion und 

Ausgrenzung verhindert .   

 

3. Teilhabe an Bildung und lebenslanges Lernen 

Mit  der Rat ifizierung der UN-BRK  

„hat  sich Deutschland verpflichtet ,  ein inklusives Bildungssystem  auf allen Ebenen, 
sowie lebenslanges Lernen zu gewährleisten und  zu diesem  Zweck geeignete 
Maßnahm en zu ergreifen.  Volle und wirksam e Inklusion soll im  Bereich der  form a-
len, non- form alen und informellen Bildung von k lein auf bis ins hohe Alter  erm ög-
licht  werden. Dies ist  eine wicht ige, langfrist ige und nicht  unum st rit t ene Aufgabe. 
Sie erfordert  die gemeinsam e Anst rengung aller Kräfte im  weiten Feld der Bil-
dung.“32 
 

4. Teilhabe am  Arbeit sleben und Personalentwicklung 

Menschen m it  Behinderungen benöt igen die gleichen Möglichkeiten für  einen Zugang zu 

Arbeit  und Beschäft igung wie Menschen ohne Behinderungen. Sie wollen ihren Lebens-

unterhalt  durch Arbeit  verdienen, die in einem  offenen, integrat iven und für  Menschen 

                                         
29 Art ikel 9 UN-BRK  

30 vgl. Art ikel 20 UN-BRK 
31 vgl. Art ikel 19 UN-BRK 
32 EKD Orient ierungshilfe,  97f.  
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m it  Behinderungen zugänglichen Arbeit sm arkt  und Arbeit sumfeld frei gewählt  oder ange-

nom m en wird. Das um zusetzen sichern und fördern die Vert ragsstaaten. 

Für schwerbehinderte Menschen haben darüber hinaus die I ntegrat ionsäm ter der Länder 

die Möglichkeit , Leistungen zu erbringen, et wa bei außergewöhnlichen Belastungen oder 

zur  behinderungsgerechten Gestaltung von Arbeitsplätzen. Auch Menschen m it  beson-

derem Unterstüt zungsbedarf soll ermöglicht  werden auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt  

zu arbeiten. Dies ist  m öglich, wenn man ihre individuellen Bedürfnisse an Unterstützung 

konsequent  in den Mit telpunkt  stellt ,  ihre Fähigkeiten und Fert igkeiten anerkennt ,  ihren 

Beit rag zur Arbeitswelt  fördert  und ihnen Möglichkeiten für die Teilhabe am Arbeitsleben 

unter Beachtung ihres Wunsch- und Wahlrechts schafft . Arbeitgeberinnen und Arbeit -

geber  sind  zudem  verpflichtet ,  die  erforderlichen  Maßnahm en  zum  Schutz  vor  Benach-

teiligungen zu schaffen. Für den Ausgleich behinderungsbedingter  Nachteile gibt  es ver-

schiedene gesetzlich geregelte Nachteilsausgleiche. Arbeitgeber sind dazu verpflichtet  

sicherzustellen, dass am  Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für  Menschen mit    

Behinderungen get roffen werden. 

Die UN-BRK verpflichtet  die Vert ragsstaaten zur Schulung von Fachkräften und anderem  

m it  Menschen m it  Behinderungen arbeitenden Personal.  Personalentwicklung wird somit  

als zent rales I nst rument  zur  Umsetzung der UN-BRK gesehen. Zu diesen Schulungs-

program m en zählen Maßnahmen, die zur  Schärfung des Bewusstseins für  Menschen    

m it  Behinderungen und für  deren Rechte beit ragen. Genauso sind Schulungen zu allen 

Handlungsfeldern der UN-BRK erforderlich, um  zum  Beispiel alle, die mit  dem  Them a 

Barrierefreiheit  und Zugänglichkeit  zu tun haben, zu befähigen, dass sie ihren Teil zur  

Um setzung der UN-BRK beit ragen.  

5. Teilhabe an Kultur-  und Freizeitangeboten   

I n diesem  Handlungsfeld geht  es um  den gleichberecht igten Zugang zu kulturellen Ange-

boten in zugänglichen Form aten, den Zugang zu Fernsehprogram men, Film en, Theater-

vorstellungen und anderen kulturellen Akt iv itäten sowie den Zugang zu Orten kultureller  

Darbietung oder Dienst leistungen. Gleichzeit ig beschreibt  Art ikel 30 Absatz 2 der UN-BRK 

die Verpflichtung,  

· „geeignete Maßnahm en zu t reffen, um  es Menschen m it  Behinderungen zu erm ög-
lichen, ihr  kreat ives, künst lerisches und intellektuelles Potenzial zu ent falten und 
zu nutzen und  

· die Teilnahm e behinderter Menschen an Erholungs- , Freizeit -  und Sportakt ivitäten 
gleichberecht igt  m it  anderen zu erm öglichen, 

· die Sicherstellung des Zugangs zu Sport - ,  Erholungs-  und Tour ismusstätten  
· sowie des Zugangs zu Dienst leistungen der Organisatoren von Erholungs- ,       

Tour ismus- ,  Freizeit -  und Sportakt ivitäten.“33 

                                         
33 Art ikel 30 UN-BRK 
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6. Gesellschaft liche und polit ische Teilhabe 

Die Vert ragsstaaten garant ieren Menschen m it  Behinderungen die polit ischen Rechte 

sowie die Möglichkeit ,  diese gleichberecht igt  m it  anderen auszuüben, und verpflichten 

sich sicherzustellen, dass Menschen m it  Behinderungen gleichberecht igt  m it  anderen 

wirksam  und um fassend am  polit ischen und öffent lichen Leben teilhaben können, sei 

es unm it telbar oder durch frei gewählte Vert reter oder Vert reter innen, was auch das 

Recht  und die Möglichkeit  einschließt ,  zu wählen und gewählt  zu werden. Art ikel 29 

des Grundgesetzes legt  bezüglich des akt iven Wahlrechts fest , dass Wahlverfahren, 

Wahleinr ichtungen und Wahlm aterialien geeignet ,  zugänglich sowie leicht  zu ver-

stehen und zu handhaben sein m üssen. Bei der St im m abgabe sollen die Vert rags-

staaten er lauben, dass sich Menschen mit  Behinderungen im  Bedarfsfall auf ihren 

Wunsch bei der St imm abgabe durch eine Person ihrer  eigenen Wahl unterstützen  

lassen. 

 



Kirchengem einden Projektthem a Kooperat ionspar tner Zie le  und Maßnahmen

Ev.- luth. Kirchengem einde Freistat t  und Bethel
im  Norden (  zwei Projektstandorte:  Freistat t  und 
Sulingen m it  eigenem  Projektvorhaben)

 
Kirchenkreis  Syke-Hoya
Sprengel  Osnabrück

 

„Aufbruch von der Anstalt  in den 
Sozialraum“  

Kirchengemeinden Freistat t  und 
Sulingen, TAFF Sulingen und 
Bethel im  Norden Freistat t ,  
Flücht lingsh ilfe Su lingen, 
Bürger Innen von Freistat t  und
Sulingen

 Ziele stehen für beide Projektstandorte:
 -   Möglichkeiten der Kontaktaufnahme mit  /  zu Menschen im  Sozialraum  überprüfen
 -  den Reiz von Vielfalt  /  Unterschieden durch verschiedene Akt ionen punktuell bewusst  machen (z.B. 
Patchworkdecke, Interviews, Messestand, gemeinsame Fahrten /  Ausflüge)
 -  Angebote und Veranstaltungen planen an Orten, die nach Möglichkeit  zugänglich für  alle sind 
 -   Nutzer/ innen in die Planung von Angeboten einbeziehen (Beteiligung auf Augenhöhe)

Kirchengem einde Fr ielingen – Horst  – Meyenfeld

 
Kirchenkreis  Hannover
Sprengel  Hannover

„Miteinander einladende 
Gemeinde gestalten“

Kirchengemeinde m it  versch. 
Gemeindegruppen, Flücht lingshilfe 

 -  allen Mitw irkenden in der Gemeinde durch ein spezielles Veranstaltungsform at  die Möglichkeit  
geben, sich in ihrer Unterschiedlichkeit  wahrzunehmen, zu er leben und einzubr ingen und sich als Teil 

der Gemeinde zu fühlen
 -   die Vision von Einheit  in Vielfalt  ansteckend verm it teln 
 Ev.- luth. Lister  Johannes-  und Mat thäus-

Kirchengemeinde

 
Kirchenkreis  Hannover
Sprengel  Hannover

„Got tesdienst  für  Jung und Alt  –
Got tesdienst  inklusiv“  

 -  Bis Ende 2017 zweimonat lich einen Er lebnisgot tesdienst / e m it  m ind. 120 Menschen feiern 
 -  Vor und nach dem  Erlebnisgot tesdienst / e Raum  und Möglichkeiten zur Begegnung schaffen 
 -  Zeit  zur Reflexion bei den Vor- / Nachbereitungst reffen m it  Hillfe eines neu entwickelten 
Fragebogens als Reflexionsgrundlage
 -  Bei der Planung der Er lebnisgot tesdienst / e Erfahrungsräume und Beteiligungsmöglichkeiten für  
unterschiedlichste Gruppen schaffen
 -  Or ient ierungshilfe entwickeln, die es den Menschen erm öglicht ,  sich in allen Got tesdiensten 
zurechtzufinden

Ev. Markus –Kirchengemeinde Hildesheim

 
Kirchenkreis  Hildesheim
Sprengel  Hildesheim-Göt t ingen

„Inklusiv bei Markus – weiter  
gehen – weiter  öffnen – weiter 
werden“

Evang. Familienbildungsstät te, 
Evang. Kindertageseinr ichtung, 
versch. Partner und Bereiche der 
Markusgem einde z.B. Altenarbeit

 -  konkrete Maßnahm en entwickeln, um  die gegenseit ige Wahrnehmung von Einzelpersonen und 
Gruppen zu erm öglichen (z.B. Fragenbox Bedarfsabfrage)
 -  Inklusive Veranstaltung (=  Lange Tafel im  Stadt teil)   m it  Hilfe einer Zukunftswerkstat t  entwickeln, 
an der beispielhaft  Inklusion sichtbar wird (Beteiligung, Vielfalt  als Schatz und 
selbstbest immte/ gelichberecht igte Teilhabe) 
 -  St rategie zur Kommunikat ion des Vorhabens und der damit  verbundenen Vision entwickeln 
 

St . Johannis-Kirchengem einde

 
Kirchenkreis  Hannover

Sprengel  Hannover

„Wir wollen Vielfalt “ St .  Johannis Geeinde Bemerode,
Annast ift  Leben und Lernen,
Arbeit m it Fam ilien m it 

Migrat ionsh intergrund im Stadt teil 
(Diakon isches Werk Hannover)

 -  Begegnungen und gegenseit ige Wahrnehmung von Menschen aus und in den verschiedenen
Einr ichtungen und im  Stadt teil  init iieren und  weitere Vernetzungsmöglichkeiten prüfen 
 -  gem einsame Got tesdienste im  Laufe des Jahres an verschiedenen Orten gestalten, die 

bar r ierearm er, beteiligend und auf Vielfalt  ausger ichtet  sind und prüfen, welche Aspekte davon in 
regelmäßige Got tesdienste Eingang finden
 -  das Thema Vielfalt  und Unterschiede in regelmäßige Gruppenangebote und in besondere 

Veranstaltungen und sichtbar im  Stadt teil einbr ingen (Jahresthema:  Wir  lieben Vielfalt ) .
 -  für  Vielfalt  und Anderssein in den unterschiedlichen Gruppen sensibilisieren z.B. mit  
Krabbelgot tesdiensten, Bilderbüchern, Impulsvort rägen, Fragebogen, Fragekarten und kreat iven
Akt ionen (z.B. Vielfalter=  Schmet ter linge) 

Ev.- luth. Stephanus-Gemeinde Göt t ingen

 
Kirchenkreis  Göt t ingen

Sprengel  Hildesheim-Göt t ingen 

„Jeder ist  anders – gelebte 
Inklusion in der 
Stephanusgem einde“ 

Stephanusgem einde, 
Freundeskreis für
Suchtkrankenhilfe, 

Flücht lingsh ilfe, Göt t inger 
Werkstät ten ( für  Menschen mit  
Behinderung), Forum  Inklusion 
Göt t ingen

 -  Bis Som mer 2016 gemeinsam   (=  Bewohner/ innen des Wohnheims, die Leitung des Wohnheims, 
Interessierte (Ehrenamt liche der Stephanus Gemeinde)  und Pastor)   einen 1. Got tesdienst  in Leichter 
Sprache in der Stephanuskirche planen und feiern

 -  Erfahrungen m it  dem  Got tesdienst  gemeinsam  auswerten aus unter den Aspekten:
· die Beteiligten, Ihr  I nteresse und Ihre Ressourcen
· die Got tesdienstgem einde (Feedback, Bedürfnisse)
· „Bewusstseinsb ildung“
·  Konsequenzen z.B. für  Got tesdienstkonzept  Stephanus
 -  Bis Som m er 2016  die Zugänglichkeit  im  gesamten Gemeindezent rum  durch eine aussagekräft ige 
Beschilderung verbessern

 -  Bis zum  Som mer 2016 die konzept ionelle Planung der Baumaßnahmen für bessere Zugänglichkeit  
abschließen
 -  Bis zur /  bei der Gemeindeversammlung am  23.10.2016  die Gemeinde um fänglich inform ieren und 
beteiligen 

Anlage 2 : Teilnehm ende Gem einden am  Projekt  „Gem einde in klusiv“
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